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128. Sitzung 

Bonn, den 27. März 1985 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, nach seiner Wahl zum 
Wehrbeauftragten hat Abgeordneter Willi Weis-
kirch (Olpe) am 20. März 1985 auf die Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag verzichtet. 

Abgeordneter Dieter Burgmann hat auf seine 
Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag zum 16. 
März 1985 verzichtet. 

Als sein Nachfolger hat Herr Axel Vogel (Mün-
chen) am 16. März 1985 die Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag erworben. Ist er im Saal? — Ich 
begrüße Sie. 

Abgeordneter Jürgen Reents hat zum 20. März 
1985 auf seine Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag verzichtet. Als sein Nachfolger hat Herr 
Christian Schmidt (Hamburg-Neustadt) am 22. 
März 1985 die Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag erworben. — Ich begrüße Sie herzlich und wün-
sche eine gute Zusammenarbeit. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesord-
nungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 10/3067, 10/3073, 10/3076 — 

Wir kommen zunächst zu den Dringlichen Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit. Zur Beantwortung 
steht die Parlamentarische Staatssekretärin Frau 
Karwatzki zur Verfügung. 

Ich rufe die Dringliche Frage 1 der Frau Abgeord-
neten Dr. Martiny-Glotz auf: 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit mit Wirkung vom 1. April 1985 die Leiterin 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, eine der 
zwei einzigen weiblichen Behördenleiterinnen im Geschäfts-
bereich des Bundes, gegen ihren Willen von ihrem Amt ent-
binden und sie als Referatsleiterin in das Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit versetzen will? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau 
Kollegin Glotz, ich beantworte Ihre Frage mit Ja. 
Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

wird jedoch auch in Zukunft von einer Frau geleitet, 
einer Ärztin mit Amtsarztexamen und besonderen 
Kenntnissen und Erfahrungen auf dem Gebiet der 
gesundheitlichen Aufklärung. Durch die Versetzung 
von Frau Dr. Canaris in das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit wird sich dort die 
Zahl der Frauen, die als Referatsleiterin tätig sind, 
auf zehn erhöhen. 1982 waren übrigens nur sechs 
Frauen als Referatsleiterin in unserem Ministe-
rium tätig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Kol-
legin. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, könnten Sie mir die Frage beantworten, ob 
denn irgendwelche sachlichen Einwände gegen die 
Arbeit der Leiterin der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung geltend gemacht wurden und 
welche Gründe es nach Ihrer Meinung erforderlich 
machen, hier zwingend eine Medizinerin für diesen 
Posten vorzusehen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Gesundheit 
hat im weitesten Sinne auch immer etwas mit ärzt-
licher Tätigkeit zu tun. Ich bin der festen Überzeu-
gung, daß es richtiger ist, daß an dieser Stelle von 
der Sachkompetenz her eine Ärztin tätig ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Meine erste Frage 
haben Sie nicht beantwortet. Ich hatte gefragt, ob es 
sachliche Kritik an der Arbeit der Leiterin gegeben 
hat. Ich bitte, mir das nicht als Sonderfrage anzu-
rechnen, sondern es war ein Fragebestandteil. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich habe aus 
meiner Sicht die Frage dahin beantwortet, daß ich 
der Überzeugung bin, daß dort eine Ärztin für die 
Arbeit hingehört. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Frau Kollegin. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Dann möchte ich Sie 
fragen, Frau Staatssekretärin, welche fachlichen 
Qualifikationen die promovierte Erziehungswissen-
schaftlerin mit Erfahrungen in der Kommunika- 
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Frau Dr. Martiny-Glotz 
tionstechnik und in empirischer Sozialforschung, 
die Frau Dr. Canaris ist, denn dafür mitbringt, zu-
künftig das ausdrücklich für einen Mediziner aus-
geschriebene Referat III 41 — Gesundheitshilfe auf 
dem Gebiet der somatischen Krankheiten und So-
zialhygiene — mit der entsprechenden Fachauf-
sicht über die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung auszuüben. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Das Referat 
wird zukünftig mit zwei Referatsleitern besetzt, mit 
einem Arzt und mit Frau Dr. Canaris. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Braun. 

Braun (CDU/CSU): Frau Kollegin, können Sie mir, 
wenn jetzt neuerdings die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung mit einer Ärztin besetzt 
werden soll, vielleicht die Frage beantworten, wel-
chen Werdegang, welche berufliche Ausbildung die 
bisherige Leiterin hatte? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Frau 
Kollegin Glotz hat ja eben schon etwas angeführt; 
aber ich habe mich natürlich auch auf so etwas vor-
bereitet. Laut tabellarischem Lebenslauf hat Frau 
Canaris studiert: Theaterwissenschaft, Philosophie, 
Altphilologie, Germanistik, Kunstgeschichte, Sozio-
logie, Geschichte und Erziehungswissenschaft. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmedt. 

Frau Schmedt (Lengerich) (SPD): Frau Staatsse-
kretärin, hat es in der letzten Zeit in Fragen der 
Personalplanung im höheren Dienst der BZGA un-
terschiedliche Auffassungen gegeben zwischen 
fachlichen Überlegungen der Leitung der BZGA 
und internen Überlegungen der zentralen Verwal-
tungsabteilung des BMJFG, und wie haben sich die 
Entscheidungen des BMJFG auf die Arbeit der 
BZGA ausgewirkt, z. B. Stellenabzug, Kündigung, 
Beförderungsfragen, Einstellungen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin, ich bedaure, ich habe das schon akustisch gar 
nicht verstanden. Daher kann ich darauf leider 
nicht antworten. 

(Frau Schmedt [Lengerich] [SPD]: Darf ich 
das wiederholen?) 

— Die Frau Präsidentin muß das genehmigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich möchte darum bit-
ten, die Frage möglichst kurz zu stellen. 

Frau Schmedt (Lengerich) (SPD): Hat es in der 
letzten Zeit in Fragen der Personalplanung im hö-
heren Dienst der BZGA unterschiedliche Auffas-
sungen gegeben zwischen fachlichen Überlegungen 
der Leitung der BZGA und internen Überlegungen 
der zentralen Verwaltungsabteilung des BMJFG, 
und wie haben sich die Entscheidungen des BMJFG 
auf die Arbeit der BZGA ausgewirkt, z. B. bei Stel-
lenabzug, Kündigung, Beförderungsfragen, Einstel-
lungen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Soweit mir 
bekannt ist, gibt es in der BZGA weder Kündigun-
gen noch Neuschaffung von Stellen. Auf Ihre Frage 
kann ich mit einem klaren Nein antworten: Es gibt 
so etwas nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Frau Staatssekre-
tär, da Sie sicher wissen, daß ich mit Herrn Bundes-
minister Geißler in dieser Frage auch korrespon-
diert habe, möchte ich Sie fragen, ob die zurückbe-
rufene Dame, deren hohen Bildungs- und Studien-
grad Sie gerade verlesen haben, die nun in einem 
Referat für überwiegend psychosomatische Ge-
sundheitshilfe Verwendung finden soll, dort am 
richtigen Platz ist, selbst wenn auch ein Arzt dort 
tätig ist. Wie ist es zu begründen, sie von einer Stel-
le, auf der sie sich bewährt hat, abzuberufen und sie 
an eine neue Stelle zu setzen, die viel ausschließli-
cher gesundheitlicher Vorkenntnisse erfordert, als 
das bei der gesundheitlichen Aufklärung der Fall 
war? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Hamm-Brücher, dieser Meinung bin ich nicht. 
Die Fachaufsicht in unserem Hause hat auch etwas 
mit Öffentlichkeitsarbeit zu tun, so daß Frau Cana-
ris diesen Teilbereich in jedem Fall dort mit hinein-
nehmen kann, und sie erhält auch die Aufgabe, die 
Fachaufsicht über die BZGA zu übernehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Frau Staatssekretärin, da ich 
davon ausgehe, daß Ihnen dieses Material, die 
Spiele und das, was ich hier in den Händen halte, 
bekannt ist, möchte ich Sie fragen — das ist alles 
Material von der Bundeszentrale für Gesundheitli-
che Aufklärung —, warum die neue Leiterin, um so 
etwas an den Mann, an die Frau, an die Bevölke-
rung zu bringen und damit aufklärerisch zu wirken, 
unbedingt ein Amtsarztexamen haben muß. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich habe 
nicht darauf abgehoben, daß sie Amtsärztin ist, son-
dern darauf, daß sie Ärztin ist, und das halte ich in 
diesem Feld für außerordentlich wichtig. 

(Frau Blunck [SPD]: Warum?) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Frau Staatssekretärin, in der 
neuen Richtlinie für die Bundeszentrale heißt es: 

Wichtig ist, daß gesundheitliche Aufklärung 
und Erziehung als Teil der allgemeinen Erzie-
hung und Bildung verstanden und in diese inte-
griert werden. Wissensvermittlung allein wird 
bei dieser Aufgabenstellung nicht ausreichen, 
Wissen muß in Verhalten umgesetzt, dieses ein-
geübt und stabilisiert werden. 
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Frau Weyel  
Glauben Sie nicht, daß die Vorbildung von Frau Dr.  

Canaris diesen Anforderungen mindestens genau-
sogut entspricht wie die einer Ärztin?  

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, ich bin anderer Meinung. Ich bin auf  

Grund der Überlegungen und auf Grund der Kon-
zeption sehr wohl der Meinung, daß an die Spitze  

dieser Bundeszentrale eine Ärztin gehört.  

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau  
Abgeordnete Schmidt (Nürnberg).  

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Frau Staatsse-
kretärin, hat es Beanstandungen der Arbeit von  

Frau Dr. Canaris gegeben, und wenn ja, welche?  

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Schmidt, diese Frage steht im Zusammenhang  
mit unserer Entscheidung nicht zur Debatte. Ich  

habe dargelegt, daß wir aus grundsätzlichen Erwä-
gungen eine Ärztin an die Spitze dieses Amtes stel-
len möchten.  

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr  
Abgeordneter Jaunich.  

Jaunich (SPD): Frau Staatssekretärin, welche Be-
deutung mißt die Bundesregierung bei der Funk-
tion der Führung einer Institution, die sich primär  
der gesundheitlichen Aufklärung zu widmen hat,  
pädagogischen Qualifikationen bei?  

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich gehe da-
von aus, daß die neue Ärztin diese Qualifikation  
ebenfalls mitbringt; das hat sie unter Beweis ge-
stellt.  

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr  
Abgeordneter Immer.  

Immer (Altenkirchen) (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, wenn Sie die medizinische Ausbildung kennen,  

möchte ich Sie fragen, ob in dieser medizinischen  

Ausbildung wirklich auch das an pädagogisch-sozio-
logischer Ausbildung erfolgt, was notwendig ist, um  
tatsächlich eine Aufklärung im Sinne der Gesund-
heitsvorsorge und -fürsorge zu leisten.  

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Dame,  

die wir einstellen, bringt einschlägige Erfahrungen  

gerade auf dem Felde der Aufklärungsarbeit in der  

Öffentlichkeit und im gesundheitlichen Dienst mit,  

Herr Kollege Immer.  

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau  
Abgeordnete Matthäus-Maier.  

Frau Matthäus -Maier (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, wie lange hat Frau Canaris das Amt ausgeübt,  

und an welchen Stellen und wie oft ist Ihnen nega-
tiv aufgefallen, daß sie keine Ärztin ist? Denn allein  
die Tatsache, daß sie nicht Ärztin ist, kann doch  

wohl nicht der Grund sein; es müssen ja an irgend-
einer Stelle fachliche Gründe gegeben sein. Wenn  

aber nicht, welche Gründe waren es dann?  

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Uns wird aus  
der Öffentlichkeit, auch und insbesondere aus der  

Ärzteschaft, nachdrücklich signalisiert und sehr  
deutlich gemacht, daß aus dem Hause, aus der Bun-
deszentrale, nicht das Aufklärungsmaterial kommt,  

das  B.  der Sicht der  Ärzte erforder lich  ist. Das  
ist das eine.  

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Und aus der  
Sicht der Patienten?)  

— Entschuldigung, auch der Patienten, aber die  

Ärzte haben mit den Patienten immer noch etwas  
zu tun, Herr Kollege Immer.  

Zu Ihrer ersten Frage: Frau Canaris leitet dieses  

Amt seit dem 22. September 1982.  

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr  
Abgeordneter Dr. Schwenk.  

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Frau Staatssekretärin,  

Sie haben eben gesagt, die neue Dienststellenleite-
rin habe ihre Fähigkeiten in bezug auf Öffentlich-
keitsarbeit unter Beweis gestellt. Deshalb frage ich:  

Welche Öffentlichkeitsarbeit hat sie bisher gelei-
stet, wodurch sind die entsprechenden Fähigkeiten  

ausgewiesen, wodurch sind die Fähigkeiten ausge-
wiesen, schwierige medizinische Sachverhalte in  
eine klare und verständliche Form zu bringen? Und  

weiterhin: Wodurch ist sichergestellt, daß hier nicht  

etwa ein Aufklärungsbedarf der Ärzte, sondern der  

Aufklärungsbedarf der breiten Schichten der Bevöl-
kerung befriedigt wird?  

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD  
und der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher  

[FDP])  
Denn das Amt soll ja gerade diese Aufgabe erfüllen  

und nicht eine Aufklärungsstelle für Ärzte sein.  

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege,  

wenn es so ist, daß sich die Ärzte verpflichtet füh-
len, Aufklärungsarbeiten auf dem Felde der Ge-
sundheitsvorsorge — auch und insbesondere für  

Kinder — zu leisten, können Sie daran schon fest-
stellen, daß es einen Mangel gibt, den man uns an  

Hand fachlicher und sachlicher Argumente deutlich  
dargelegt hat. Das ist das eine.  

Das zweite: Wenn Sie im ersten Satz gefragt ha-
ben, wo sich die Ärztin, die zukünftige Leiterin des  

Amtes, ausgewiesen hat, dann kann ich Ihnen sa-
gen, daß sie entsprechende Konzepte auf dem Felde  

der Frühförderung behinderter Kinder, im Bereich  

der Jugendzahnpflege und auf dem Gebiet der  
Schulgesundheitspflege, z. B. bei der Standardisie-
rung von Maßnahmen bei Einschulungsuntersu-
chungen, erarbeitet und veröffentlicht hat. Ich  

könnte da jetzt noch eine lange Liste vorlesen. Ich  

denke schon, daß sie auch diese Qualifikation, öf-
fentlichkeitswirksame Arbeit für uns zu leisten,  

mitbringt.  

Vizepräsident Frau Renger: Die letzte Zusatzfrage  
dazu, Frau Simonis.  

Frau Simonis (SPD): Frau Staatssekretärin, nach-
dem einem anderen Präsidenten aus dem Ihrem  

Hause nachgeordneten Bereich durch Ihre Person  
mit Verve, mit Engagement und sehr schnell Hilfe  
zuteil geworden ist — im übrigen handelt es sich  
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um einen Mann, den Sie als Frau damals so vertei-
digt haben —, frage ich Sie jetzt einmal, ob Sie uns 
nicht vielleicht als Frau eine Antwort darauf geben 
können, was folgende Maßnahmen, die die Zentrale 
durchgeführt hat, nämlich: Aktion „Reden ist Silber, 
Helfen ist Gold", flankierende Öffentlichkeitsmaß-
nahmen, Sexualpädagogik für Jugendliche, Freizeit-
angebote für Familien, Abbau von Vorurteilen ge-
genüber Behinderten usw., dazu hätten beitragen 
können, Ärzte schlauer zu machen, und ob nicht 
genau dies die Aufgaben gewesen sind, deren Erfül-
lung wir von der Zentrale erwartet haben und die 
hervorragend erfüllt worden sind. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Simonis, ich setze mich grundsätzlich immer für 
Mitarbeiter unseres eigenen Hauses wie auch nach-
geordneter Behörden ein — das ist unsere Aufga-
be —, es sei denn, sie haben ein Fehlverhalten an 
den Tag gelegt. 

Zu den jetzt von Ihnen aufgeführten wenigen In-
formationsblättern, die herausgegeben worden sind, 
möchte ich anmerken, daß der gesamte ärztliche 
Teil von den Ärzten im Ministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit erstellt wurde. Daraus kön-
nen Sie schon schließen, daß der gesundheitliche 
Bereich nicht in der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung, sondern im Ministerium bearbei-
tet wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Dringliche 
Frage 2 der Frau Abgeordneten Dr. Martiny-Glotz 
auf: 

Welches sind die zwingenden Gründe, die nach Auffassung 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit die 
plötzliche und überstürzte Entfernung aus dem Amt der Be-
hördenleiterin unumgänglich machen? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Von einer 
plötzlichen und überstürzten Versetzung kann nicht 
die Rede sein. Frau Dr. Canaris ist vielmehr bereits 
am 26. Februar 1985 zu der bevorstehenden Verset-
zung angehört worden. 

Der Grund für die Versetzung liegt darin — das 
habe ich eben ausgeführt —, daß gesundheitliche 
Aufklärung mit ihrer zunehmenden Bedeutung für 
die Volksgesundheit wirkungsvoll nur mit ärztli-
chem Fachwissen sowie zusätzlichen Erfahrungen 
und Kenntnissen auf diesem Gebiet des Gesund-
heitswesens geleistet werden kann. Über beides 
verfügt die neue Leiterin der Bundeszentrale mit 
ihrer ärztlichen Vorbildung und mehrjähriger be-
ruflicher Tätigkeit auf dem Gebiet der gesundheit-
lichen Aufklärung, dem sie sich daneben in einer 
Reihe von Organisationen auch ehrenamtlich ge-
widmet hat. 

Frau Dr. Canaris soll die in der Bundeszentrale 
gesammelten Erfahrungen als Leiterin des Refe-
rats „Gesundheitshilfe und -vorsorge auf dem Ge-
biet der somatischen Krankheiten; Sozialhygiene" 
einbringen. Dieses bis zum Ausscheiden des letzten 
Stelleninhabers nur von einem Arzt geleitete Refe-
rat soll künftig von Frau Dr. Canaris und einem 
Arzt geleitet werden, so daß im Ministerium die von 

Frau Canaris insbesondere auf Grund ihrer Erfah-
rungen erworbenen Kenntnisse und ärztliches 
Fachwissen einander wirksam ergänzen werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bitte, 
Frau Dr. Glotz. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Ich bitte um Verzei-
hung, Frau Staatssekretärin: Soweit mir bekannt 
ist, hat die Ankündigung einer Versetzung am 
26. Februar 1985 stattgefunden. Frau Canaris hat 
dem widersprochen, und am vergangenen Freitag 
hat es ein Gespräch zwischen Herrn Minister Geiß-
ler und Frau Canaris gegeben. Die Versetzung soll 
am nächsten Montag, am 1. April, in Kraft treten. 
Entspricht es den Vorstellungen des Frauenförde-
rungsministers und der staatlichen Fürsorgepflicht 
für weibliche Beschäftigte, daß man einer Mutter 
einer dreijährigen Tochter zumutet, im Laufe von 
noch nicht einmal zehn Tagen einen neuen Arbeits-
platz anzutreten, der mit täglich mehr als einein-
halbstündiger zusätzlicher Fahrzeit verbunden ist? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Glotz, die Anhörung hat am 26. Februar 1985 
stattgefunden. Das ist das Datum, das die Grund-
lage bildet. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Frau Martiny-Glotz. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Könnten Sie vernei-
nen, daß es auch politische Differenzen sind, die 
den Herrn Minister veranlassen, Frau Dr. Canaris 
aus diesem Amt abzuberufen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ja, sonst 
hätte die Versetzung viel früher geschehen müs-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Dr. Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Frau Staatssekretärin, 
habe ich richtig verstanden, daß bei der Leiterin der 
Bundeszentrale kein Fehlverhalten vorliegt, und 
muß aus Ihren Ausführungen geschlossen werden, 
daß aber die Mitgliedschaft in der Sozialdemokrati-
schen Partei den Charakter des Fehlverhaltens hat 
und deswegen eine Absetzung erfolgt? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Sie haben 
von der Sozialdemokratischen Partei gesprochen, 
ich nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Frau Staatssekretärin, Sie ha-
ben soeben ausgeführt, es seien keine politischen 
Gründe, es seien keine fachlichen Gründe. Aber sie 
ist entlassen worden. Warum? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Blunck, irgendwo haben wir, glaube ich, Kom- 
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munikationsschwierigkeiten. Sie ist nicht entlassen 
worden, damit das klar ist. 

(Zuruf von der SPD: Abberufen!) 
Sie ist auf eine adäquate Stelle in unserem Haus 
versetzt worden. Ich habe hier zum wiederholten 
Male erklärt, daß es aus unserer Sicht dringend 
erforderlich ist, daß an der Spitze der Bundeszen-
trale für Gesundheitliche Aufklärung eine Ärztin 
steht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jaunich. 

Jaunich (SPD): Frau Staatssekretärin, soweit Sie 
sich nicht auf eigene Wertungen beziehen, darf ich 
Sie bitten, dem Hause mitzuteilen, welche namhaf-
ten Institutionen oder Einzelpersonen in der Ver-
gangenheit mangelnde Fachlichkeit in der Leitung 
der BZGA vorgetragen haben? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Jau-
nich, die kann ich Ihnen natürlich jetzt aus dem 
Stegreif nicht nennen. Ich kann Ihnen aber durch-
aus sagen, daß es bei uns entsprechende Briefe gibt, 
die dies deutlich machen. Unabhängig von der Tat-
sache, ob es das gibt oder nicht, möchte ich noch 
einmal sehr klar erklären: Aus unserer Verantwor-
tung heraus sind wir der Meinung, daß es dringend 
erforderlich ist, daß eine Ärztin an die Spitze 
kommt. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Cousinen-
wirtschaft!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm -Brücher (FDP): Frau Staatssekre-
tär, Sie haben gesagt, fachliche Beanstandungen 
hätten gegen Frau Dr. Canaris nicht vorgelegen. Ist 
es dann nicht völlig unlogisch, Frau Dr. Canaris in 
ein Referat zu versetzen, in dem, wie Sie gesagt 
haben, medizinische Fachkenntnisse benötigt wer-
den, 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

und eine angeblich bewährte Leiterin in diesen Be-
reich zu versetzen? Wäre es nicht umgekehrt viel 
besser gewesen, Sie hätten Frau Dr. Canaris auf 
dem Posten, auf dem sie sich bewährt hat, gelassen 
und die Ärztin in das Referat, in dem medizinische 
Vorkenntnisse erforderlich sind, berufen? 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Hamm-Brücher, Sie wollen, so glaube ich, auch 
nicht zuhören. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Doch! — 
Zurufe von der SPD) 

Ich habe auch deutlich gemacht, daß wir das Refe-
rat mit zwei Leuten besetzen werden, und zwar 
auch dort mit einer Ärztin und mit Frau Dr. Cana-
ris. Dann kann sie dort all ihren Sach- und Fachver-
stand in bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit und im 
Sinne der Fachaufsicht einbringen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Weyel. 

Frau Weyei (SPD): Frau Staatssekretärin, eine 
weibliche Behördenleiterin ist durch eine andere 
weibliche Behördenleiterin ersetzt worden. Hätte es 
den Beschlüssen des CDU-Parteitages nicht besser 
entsprochen, wenn man statt dessen eine dritte Be-
hörde mit einer weiblichen Leiterin versehen hät-
te? 

(Beifall bei der SPD) 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Weyel, ich habe ja eingangs ausgeführt: Als wir 
die Regierung übernahmen, gab es bei uns im . 

Hause sechs Referatsleiterinnen, in nur zwei Jah-
ren vier weitere; zusammen also zehn. Seien Sie 
sicher: Ich werde dafür Sorge tragen, daß auch wei-
terhin die im Wettbewerb mit den Männern ent-
sprechend qualifizierten Frauen auf diese Positio-
nen kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zur Abwechslung Herr 
Abgeordneter Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin, vielen Dank. Vielleicht nicht zur Abwechslung, 
sondern zur Aufklärung: Frau Staatssekretärin, 
sind Sie willens und vielleicht in der Lage, den 
anwesenden früheren Staatsminister im Bundes-
kanzleramt, Herrn Huonker, zu fragen, wie viele 
tausende Versetzungen es innerhalb der Regie-
rungszeit der sozialliberalen Koalition im Bereich 
der Bundesbehörden gegeben hat 

(Zurufe von der SPD) 
und daß wir, wenn wir diese Versetzungen im Bun-
destag diskutiert hätten, einige Monate gebraucht 
hätten, um die alle einzeln zu besprechen? 

(Lambinus [SPD]: Frau Präsidentin, der 
fragt nicht!) 

Vizepräsident Frau Renger: Der Herr Kollege wird 
volles Verständnis dafür haben, daß ich diese Frage 
nicht zulassen kann. 

(Huonker [SPD]: Ich bedaure das sehr! — 
Zurufe von der SPD) 

Zusatzfrage, Frau Abgeordnete Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Frau Staatssekretärin, ist es 
möglich, daß bei der Bundeszentrale eine Medizine-
rin gebraucht wird, um Ärzte darüber aufzuklären, 
was der Präsident des Bundesgesundheitsamtes 
unter Umständen wegen Belastung an anderer 
Stelle nicht mehr schaffen kann? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Simonis, wir treten ja jetzt nicht in einen Wett-
streit ein, wer vielleicht die besseren Formulierun-
gen findet, um wem auch immer etwas anhaben zu 
wollen. Ich halte es zumindest nicht für fair, daß Sie 
die andere Sache, die j a morgen im Rechnungsprü-
fungsausschuß wieder ansteht, hier zum Mittel-
punkt einer Erörterung machen. Hier werden näm-
lich Äpfel mit Birnen verwechselt. Von daher bin 
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ich nicht bereit, Ihnen darauf eine Antwort zu ge-
ben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Heistermann. 

Heistermann (SPD): Frau Staatssekretärin, kön-
nen Sie Auskunft darüber geben, ob bei der neuen 
Leiterin neben der persönlichen Qualifikation auch 
die Frage durch den Herrn Minister geprüft worden 
ist, welche Parteizugehörigkeit sie nun hat? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Soweit mir 
bekannt ist, gehört die neue Leiterin keiner Partei 
an. 

(Lachen des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

— Herr Kollege Immer, ich würde da nicht so la-
chen, es ist so. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, können Sie mir sagen, wie viele Ärzte oder Ärz-
tinnen in der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung beschäftigt sind, auf die also im Zweifel 
auch eine Nichtärztin hätte zurückgreifen können 
mit dem Ziel, das, was die Ärzte ihr zuarbeiten, all-
gemeinverständlich unter die Leute zu bringen? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Frau Kolle-
gin Matthäus-Maier, wir haben im letzten Jahr — 
gegen den Willen von Frau Canaris — eineinhalb 
Ärztinnen eingestellt. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Vizepräsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Lambinus. 

Lambinus (SPD): Frau Staatssekretärin, ich 
möchte an eine Frage der Kollegin Simonis an-
knüpfen. Ich habe hier einige Publikationen der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung — 
„Rauchzeichen — Signale für Eltern, damit ihre 
Kinder unabhängig bleiben" — in der Hand. 

Vizepräsident Frau Renger: Welche Frage stellen 
Sie, bitte? 

Lambinus (SPD): Ich möchte an Hand solcher Pu-
blikationen die Frage stellen, ob die Frau Staatsse-
kretärin mir erklären kann, warum ein Arzt in der 
Lage sein soll, die Dinge, die hier im Interesse der 
Volksgesundheit klargemacht werden sollen, besser 
darzustellen, als es hier geschehen ist. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich habe es 
soeben schon einmal ausgeführt, ich will es gerne 
wiederholen: Das gesamte Material ist, soweit es 
den Gesundheitsaspekt direkt angeht und die Ärzte 
in die Verantwortung genommen wurden im Mini-
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit von 
den dort angestellten und beamteten Ärzten aufbe-
reitet worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Frau 
Staatssekretärin. 

Ich rufe die Dringliche Frage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Hirsch auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, der Auslieferung des 
Kurden Emin Ylmaz, der sich in Berlin in Auslieferungshaft 
befindet, an die Türkei zuzustimmen, obwohl er vom Verwal-
tungsgericht Hannover als politischer Flüchtling anerkannt 
worden ist? 

Zur Beantwortung steht der Herr Parlamentari-
sche Staatssekretär Erhard zur Verfügung. Bitte 
schön, Herr Staatssekretär. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Herr Kollege Hirsch, ich beantworte Ihre 
Frage wie folgt: Das Bundesministerium der Justiz 
hat durch fernschriftliche Mitteilung der beteiligten 
Landesjustizverwaltungen am 18./19. März dieses 
Jahres erfahren, daß Mehmet Emin Ylmaz, den das 
Verwaltungsgericht Hannover am 18. März 1985 als 
Asylberechtigten anerkannt hat, am selben Tage 
auf Grund des Auslieferungshaftbefehls des Kam-
mergerichts in Berlin vom 7. März 1985 im Hinblick 
auf das türkische Auslieferungsersuchen vom 
29. Januar 1985 in Hannover in Auslieferungshaft 
genommen worden war. 

Mit Fernschreiben vom 19. März 1985 hat der 
Bundesminister der Justiz der Landesjustizverwal-
tung Berlin mitgeteilt, daß die Bundesregierung 
nicht vor Rechtskraft des verwaltungsgerichtlichen 
Urteils über die Bewilligung des türkischen Ersu-
chens entscheiden werde. Er gehe aber angesichts 
der bisher vorliegenden Erkenntnisse und Überle-
gungen davon aus, daß nach Rechtskraft der Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts Hannover mit 
der Bewilligung der Auslieferung durch die Bundes-
regierung nicht zu rechnen sein werde. Die Landes-
justizverwaltung Berlin hat daraufhin am 26. März 
1985 mitgeteilt, daß das Kammergericht den gegen 
den Verfolgten erlassenen Auslieferungshaftbefehl 
wegen Wegfalls des Haftgrundes aufgehoben hat; 
der Betroffene wurde auf freien Fuß gesetzt. 

Die zuständige Staatsanwaltschaft hat die Akten 
des verwaltungsgerichtlichen Asylverfahrens ange-
fordert. Sobald sie vorliegen, werden die abschlie-
ßenden Entscheidungen des Gerichts über die Zu-
lässigkeit und der Bundesregierung über die Bewil-
ligung der Auslieferung getroffen werden. 

An der gegenüber der Landesjustizverwaltung 
Berlin geäußerten vorläufigen Prognose für die im 
Fall der Rechtskraft des verwaltungsgerichtlichen 
Urteils zu erwartende Entscheidung halte ich fest. 
Das heißt: Eine Auslieferung ist nicht zu erwarten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, das ist, 
wenn ich mir diese Bemerkung erlauben darf, eine 
sehr befriedigende Antwort. Darf ich fragen, wann 
Sie mit der abschließenden Entscheidung der bei-
den beteiligten Bundesminister rechnen. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Voraussetzung 
ist, daß das Gericht entscheidet. Sobald das gesche- 
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hen ist, wird hier entschieden. Und ich wiederhole: 
Da gibt's keine Auflieferung. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz
-frage, bitte. 

Dr. Hirsch (FDP): Sie bestätigen mir also, daß es 
der traditionellen Politik der Bundesregierung ent-
spricht, anerkannte politische Flüchtlinge nicht an 
den Verfolgerstaat auszuliefern? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich habe im Moment 
keine Veranlassung, irgend etwas von einer abwei-
chenden Haltung der Bundesregierung im Verhält-
nis zu früheren Entscheidungen zu sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke sehr, Herr 
Staatssekretär. Wir können gleich mit Ihrem Res-
sort fortfahren. Ich rufe den Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Justiz auf, und zwar die Fra-
ge 1 des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen): 

Wann ist — entsprechend der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers vom 4. Mai 1983, Abschnitt II — mit der Vor-
lage eines Gesetzentwurfs zur Erleichterung des Adoptions-
rechts im Sinne eines wirksamen Schutzes des ungeborenen 
Lebens zu rechnen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit hat unter Beteiligung von Fachleuten aus 
der Adoptionsvermittlungspraxis einen umfassen-
den Bericht über die Adoptionspraxis im Bundesge-
biet von 1977 bis Mitte 1984 ausgearbeitet und die-
sen dem Bundeskabinett vorgelegt. Der Bericht 
kommt zu dem Ergebnis, daß sich das am 1. Januar 
1977 in Kraft getretene neue Adoptions- und Adop-
tionsvermittlungsrecht in der Praxis bewährt hat. 
Der Bericht kommt weiter zu dem Ergebnis, daß 
Hemmnisse gegen die Adoptionsfreigabe sich weni-
ger durch Änderungen der gesetzlichen Regelungen 
für die Adoption als vielmehr durch Verbesserun-
gen im psychosozialen Bereich sowie durch Verbes-
serungen der flankierenden Maßnahmen bei der 
Adoptionsfreigabe abbauen lassen. 

Änderungen des Adoptionsrechts sind bei dieser 
Sachlage zur Zeit nicht beabsichtigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, bitte. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
teilt denn die Bundesregierung die Auffassung die-
ses Gutachtens, daß sich angesichts einer Zahl von 
über 20 000, wie mir die Bundesregierung selbst vor 
etwa einem halben Jahr mitgeteilt hat, Adoptions-
willigen, die kein Adoptionskind bekommen kön-
nen, eine Regelung bewährt habe, die es zu einem 
solchen Mißstand — ich setze dagegen: über 200 000 
Abtreibungen im Jahr — hat kommen lassen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
die Adoption richtet sich immer auf ein lebendes 
Kind. Wenn kein Kind da ist, aber große Wünsche 
zur Adoption vorhanden sind, kann man die Wün-
sche nicht befriedigen. Daß durch die Adoptions-
möglichtkeit in nennenswertem Umfang mehr Kin-
der geboren würden, ist eine Hoffnung. Es gibt aber  

keine nennenswerten Gründe, die diese Hoffnung 
als berechtigt erscheinen lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da der Bundeskanzler in seiner Regierungserklä-
rung vom 4. Mai 1983 die Reform des Adoptions-
rechts nicht etwa vom Vorliegen irgendeines Gut-
achtens oder einer Untersuchung abhängig ge-
macht hat, sondern ohne jede Bedingung als ein 
Ziel der Politik der Bundesregierung angekündigt 
hat, ist der Bundeskanzler damals von einer fal-
schen Voraussetzung ausgegangen, oder haben ihn 
die beteiligten Ressorts vor Abgabe dieser Regie-
rungserklärung nicht richtig informiert? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Hochverehrter Herr 
Kollege Jäger, wie soll ich die Frage beantworten, 
was in dem Herrn Bundeskanzler vorgegangen ist? 
Jedenfalls ist von der Bundesregierung dieses Gut-
achten in Auftrag gegeben worden, und zwar vom 
Familienminister Geißler. Daß dieses Gutachten, 
diese konkrete Aufarbeitung der bekannten Fälle 
zu den von mir eben geschilderten Ergebnissen ge-
kommen ist, ist eine Tatsache, die auch eine Bun-
desregierung zur Kenntnis nehmen muß. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Schwenk. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir der Auffassung, daß das Adoptions-
recht vorrangig dem Interesse adoptionsfreigegebe-
ner Kinder und nicht dem Interesse adoptionswilli-
ger Eltern dienen soll, und können Sie mir versi-
chern, daß die Bundesregierung nicht daran denkt, 
eine pränatale Adoption einzuführen, wie sie mögli-
cherweise hinter der Fragestellung steht, die hier 
ausgedruckt ist? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schwenk, das waren zwei Fragen. Lassen Sie mich 
zunächst versuchen, die erste zu beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: Was mache ich nun? 
Ich darf nur eine zulassen. Können wir das trotz-
dem kombinieren? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Ich binde sie beide 
zusammen, ich kann sie nur nicht in einem einzigen 
Satz oder einem einzigen Gedanken beantworten, 
Frau Präsidentin. Ich will es versuchen. 

Die erste Frage: Natürlich ist das Adoptionsrecht 
dazu da, Kinder, die Eltern brauchen, den Eltern, 
die ein Kind suchen, auch zuzuführen. Das Kind ist 
dann wie ein eheliches zu betrachten. So haben wir 
gemeinsam das Adoptionsrecht gestaltet. 

Die zweite Frage möchte ich nicht mit einem kla-
ren Ja oder Nein beantworten. Wenn wir das Adop-
tionsrecht so erweitern und wirksamer machen 
könnten, daß ungeborene Kinder, die sonst getötet 
würden, nicht getötet werden, wäre das ein außeror-
dentlicher Segen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Dr. Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir nach Ihren Ausführungen im Hinblick 
auf die pränatalen Wirkungen einer Adoptionsge-
setzgebung hinsichtlich der Schwangerschaftsab-
brüche zustimmen, daß die Verfolgung dieses Ge-
dankens dazu führen würde, ein neues System von 
Leihmüttern einzuführen, das dann in der Tat über 
das große Adoptionsgesetz laufen würde? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
denkt nicht daran, das System der Leihmütter oder 
irgendwelche ähnliche Formen, die durch neuere 
medizinische Möglichkeiten vielleicht vorhanden 
sind, zu begünstigen. Wir möchten ganz im Gegen-
teil die Mutterschaft nicht verfälschen lassen und 
auch nicht dazu beitragen, daß mit der Schwanger-
schaft Geschäfte gemacht werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Heistermann. 

Heistermann (SPD): Herr Staatssekretär, schlie-
ßen Sie also aus, daß in der Bundesregierung dahin 
gehend Überlegungen angestellt werden, daß im 
Bereich der Leihmütter — so nenne ich das — 
Initiativen ergriffen werden? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Initiativen, die das 
Leihmüttertum erleichtern oder verstärken sollten, 
sind mit Sicherheit nicht zu erwarten. Es wird aber 
überlegt und daran gearbeitet, ob nicht gegebenen-
falls sogar Strafbestimmungen gegen solche Prakti-
ken notwendig sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 2 
des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) auf: 

In welchen Fällen wird nach den Erkenntnissen der Bun-
desregierung nach § 1912 des Bürgerlichen Gesetzbuches ein 
Pfleger für ein von der Abtreibung bedrohtes ungeborenes 
Kind bestellt, und wie viele derartige Fälle sind in der Praxis 
der Bundesrepublik Deutschland im vergangenen Jahr vor-
gekommen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
die Antwort ist kurz: Der Bundesregierung liegen 
keine Erkenntnisse vor, wonach für von der Abtrei-
bung bedrohte ungeborene Kinder ein Pfleger nach 
§ 1912 BGB bestellt worden wäre. Das gilt auch für 
das ganze Jahr 1984, wonach Sie konkret gefragt 
haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
weshalb von dieser Bestimmung des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bisher kein Gebrauch gemacht wird, 
obwohl doch niemand daran zweifeln kann, daß die 
künftigen Interessen eines noch ungeborenen Kin-
des zu allererst sein Interesse umfassen werden, 
überhaupt geboren zu werden und damit das wich-
tigste Menschenrecht, nämlich das Recht auf Le-
ben, zu erlangen? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
es liegen darüber keine Erkenntnisse vor. Aber ich 
glaube, sie liegen so auf der Hand, daß ich keine 
amtlichen Erkenntnisse brauche, um Ihnen zu sa-
gen: Von wem sollte das Kind, das in den ersten drei 
Monaten abgetrieben werden soll, einen Pfleger 
kriegen? Welcher Richter oder welche sonstige Per-
son außer den unmittelbar an diesem Geschehen 
Beteiligten sollte davon überhaupt etwas erfahren? 
Da es niemand erfahren kann, kann selbstverständ-
lich auch kein Richter einen Pfleger bestellen. 
Wenn die Mutter einen Pfleger haben will, wird sie 
sicher einen bekommen. 

(Frau Dr. Lepsius [SPD]: Das ist ja furcht

-

bar!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ergibt Ihre Antwort auf meine hier gestellte Frage 
nicht gleichzeitig, daß die Bundesregierung Überle-
gungen anstellen müßte, wie in solchen Fällen das 
praktische Unterbleiben des Gebrauchmachens von 
diesem § 1912 durch entsprechende Änderungen un-
terbunden werden kann, Änderungen, die insbeson-
dere gewisse Mitteilungs- und Aufklärungspflichten 
umfassen könnten, die dazu führen, daß hier im 
Interesse eines Menschenlebens gehandelt werden 
kann? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
die Bundesregierung versucht über ihre verschie-
denen Möglichkeiten, die Aufklärung zu verstärken, 
damit das Wissen über das werdende Leben mög-
lichst breit in unserem Volke sein möge, wenn es 
nicht vorhanden ist. 

Aber wir sehen im übrigen mit allen zur Verfü-
gung stehenden Elementen unseres Verstandes und 
unserer Erkenntnisfähigkeiten keinen Weg, wie wir 
in die Positionen des werdenden Lebens durch 
rechtliche oder ähnliche Formen zusätzliche Dritt-
wirkungen einbauen könnten. Wenn darüber in den 
Reihen der Abgeordneten und bei Ihnen konkretere 
Erkenntnisse wachsen sollten, wäre ich persönlich 
und die Bundesregierung außerordentlich dankbar, 
davon etwas zu erfahren. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Schwenk, Zu-
satzfrage. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Staatssekretär, 
liege ich mit der Auffassung richtig, daß jede wer-
dende Mutter eine selbstverantwortliche Person un-
ter dem Schutz des Grundgesetzes ist und keinen 
Quasi-Polizisten beigestellt bekommen kann? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Sie sind mit mir der-
selben Auffassung. Ich habe den Eindruck: Dieselbe 
Auffassung vertritt auch der Kollege Jäger. 

(Frau Dr. Lepsius [SPD]: Hoffentlich!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich danke Ihnen, Herr 
Staatssekretär. Die Fragen aus Ihrem Geschäftsbe-
reich sind damit beantwortet. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. 
J ah n s teht zur  Verfügung.  

Ich rufe die Frage 3 des Herrn Abgeordneten 
Lattmann auf: 

Ist der Bundesregierung das von dem Handwerksmeister 
Richard Vetter aus Peine entwickelte Heizsystem „Veri

-

therm" bekannt, mit dem nur die Hälfte der Heizenergie 
konventioneller Anlagen benötigt und etwa 92 v. H. des im 
Brennstoff enthaltenen Schwefels zurückgehalten wird, und 
wie beurteilt sie dieses System insbesondere unter dem Ge-
sichtspunkt der Energieeinsparung und des Umweltschut-
zes? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Lattmann, der Bundesregierung ist 
das System „Veritherm" über die Zusammenarbeit 
mit den für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswe-
sen zuständigen Ministerien der Länder, denen die 
bauaufsichtliche Zulassung solcher Entwicklungen 
obliegt, bekanntgeworden. Es handelt sich danach 
um einen Wärmeerzeuger, der zu den sogenannten 
Brennwertgeräten zählt. Diese nutzen die im 
Brennstoff enthaltene Wärme praktisch vollständig 
aus. Geräte dieser Art werden heute insbesondere 
für den Einsatz von Gas von namhaften Herstellern 
von Wärmerzeugern angeboten. Mit Brennwertge-
räten lassen sich erhebliche Energieeinsparungen 
erzielen, die in Einzelfällen auch den Wert von 50 % 
erreichen können. 

Eine weitergehende Beurteilung eines speziellen 
Systems sieht die Bundesregierung nicht als ihre 
Aufgabe an. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
ein vergleichbares System von namhaften Herstel-
lern angeboten wird, können Sie dann erklären, 
warum es im Genehmigungsverfahren für dieses 
System eine umfassende Auseinandersetzung, die 
sich bereits über mehrere Jahre hinzieht, gegeben 
hat und warum in der gesamten Presse unwider-
sprochen dieses System als Novum dargestellt wor-
den ist? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Latt-
mann, die Bundesregierung ist für derartige Geneh-
migungen nicht zuständig. Hier handelt es sich um 
Bauartzulassungen, die auf der Grundlage eines 
Gutachtens des TÜV von den einzelnen Ländern 
ausgesprochen werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, findet 
es die Bundesregierung in Ordnung, daß auf der 
einen Seite Milliarden für Technologieparks ausge-
geben werden, aber bei dem Genehmigungsverfah-
ren für ein solches System, das von der IHK und 
vielen anderen geprüft wurde und unterstützt wird,  

mehrere Jahre ins Land gehen, ohne daß ein ent-
sprechendes Ergebnis zustande kommt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Latt-
mann, die Bundesregierung sieht es nicht als ihre 
Aufgabe an, ein einzelnes Genehmigungsverfahren 
im Deutschen Bundestag zu erörtern. Der Hinter-
grund Ihrer Frage, nämlich der Gedanke, positive 
Aspekte für die Energieeinsparung zu bringen, wird 
von uns voll geteilt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wie 
stehen Sie dazu, daß das Gutachten des TÜV von 
dem Erfinder als falsch bezeichnet wurde und es 
dem TÜV in einer Fernsehsendung auch nicht mög-
lich war, den Gegenbeweis zu führen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Reetz, das Gutachten des TÜV ist mir nicht be-
kannt. Soweit mir bekannt ist, ist jedoch eine förm-
liche Zulassung gerade dieses Verfahrens bisher 
nicht beantragt worden. 

(Frau Reetz [GRÜNE]: Es wurde eben doch 
von Ihnen vom Gutachten gesprochen!) 

— Das Gutachten ist noch kein formeller Antrag. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, sich Kenntnis von diesem Gut-
achten zu verschaffen und damit ihrer Aufgabe 
nachzukommen, alles zu tun, was sinnvollerweise 
getan werden kann, um zu helfen, Energieeinspa-
rungen zu realisieren? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Huon-
ker, Sie wissen so gut wie ich, daß die Bundesregie-
rung auf dem Gebiet der Energieeinsparung vielfäl-
tige Initiativen entwickelt hat. Sie wird das auch 
weiterhin tun, ohne Wettbewerbsverzerrungen Vor-
schub zu leisten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 4 
des Herrn Abgeordneten Lattmann auf: 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, eine technolo-
gisch und umweltpolitisch wegweisende Erfindung, bei deren 
umfassender Durchsetzung einem einzelnen Handwerksmei-
ster Grenzen gesetzt sind, sowohl bei der weiteren Erpro-
bung als auch bei der Markteinführung zu unterstützen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Latt-
mann, die Bundesregierung sieht im „Veritherm"-
Wärmeerzeuger eine Ausformung seit längerem be-
kannter Prinzipien, deren Anwendung bei Ölfeue-
rungen nach wie vor problembehaftet ist. Im übri-
gen wurde die Entwicklung von Brennwertgeräten 
im Rahmen des Energieforschungsprogramms des 
Bundesministers für Forschung und Technologie 
gefördert. Sie sehen, daß die Bundesregierung auch 
auf diesem Gebiet tätig geworden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lattmann. 
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Lattmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir zu, daß diese Entwicklung, wenn die 
angegebenen und in dem Gutachten bestätigten 
Grenzwerte hinsichtlich der Energieeinsparung 
und hinsichtlich der Verminderung der Schadstoff-
belastung richtig sind, ein bedeutender Beitrag zum 
Umweltschutz ist, und sieht die Bundesregierung 
Möglichkeiten, zumindest das Verfahren zu be-
schleunigen oder feststellen zu lassen, ob diese 
Dinge so sind, wie es behauptet wird, und deshalb 
den von mir soeben beschriebenen Beitrag darstel-
len könnten? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Latt-
mann, wir haben selbstverständlich die Zuständig-
keitsregelungen einzuhalten. Ich werde aber Ihre 
Frage zum Anlaß nehmen, mit der zuständigen 
Landesregierung über die angesprochene Frage zu 
sprechen. Wichtig ist, daß eine solche Erfindung 
auch hinterfragt werden muß in bezug auf die 
Dauer der Lebenszeit der Geräte und den mit ihr 
verbundenen Umwelteffekt. Diese Fragen sind ei-
ner abschließenden Klärung noch nicht zugäng-
lich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte, Herr Kollege Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß die Bundesregierung 
bereit ist, die hier noch offenstehenden Fragen ei-
ner Prüfung zu unterziehen, so daß das, was jetzt 
kontrovers diskutiert wird, möglicherweise einer 
Klärung zugeführt werden kann? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich werde Ihre 
Frage zum Anlaß nehmen, die zuständige Landesre-
gierung um eine Stellungnahme zu bitten, und Ih-
nen diese zuleiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Spranger steht zur Beantwortung 
zur Verfügung. 

Zunächst die Frage 6 des Herrn Abgeordneten 
Bamberg. — Der Fragesteller ist leider nicht im 
Saal. Die Frage wird nicht beantwortet. Das gleiche 
gilt für die Frage 7 des Abgeordneten Bamberg. 

Ich rufe die Frage 8 des Herrn Abgeordneten Baum 
auf: 

Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, das 
Wissenschaftliche Direktorium des Ostkollegs, das 27 Jahre 
lang entscheidend zur wissenschaftlichen und politischen 
Unabhängigkeit des Ostkollegs beigetragen hat, aufzulösen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Der Bundesminister des Innern hat 
nach sorgfältiger Prüfung einem Vorschlag der 
Mehrheit des Direktoriums der Bundeszentrale für 
politische Bildung zur Änderung der Organisations-
struktur des Ostkollegs der Bundeszentrale zuge-
stimmt, und zwar aus folgenden Gründen: 

Der Vorschlag zielt allein auf eine Verbesserung 
der Arbeitsorganisation des Ostkollegs ab, dessen 
seit Jahrzehnten bewährte und von mir voll aner-
kannte Sacharbeit kontinuierlich weiter fortgeführt 
werden soll. Insbesondere sollen durch diese Maß-
nahme Kompetenz- und Loyalitätskonflikte besei-
tigt werden, die sich in der Vergangenheit durch die 
Existenz von zwei Entscheidungsgremien, dem Di-
rektorium der Bundeszentrale und dem Wissen-
schaftlichen Direktorium des Ostkollegs, ergeben 
haben und sich nachteilig auf die Arbeit des Ostkol-
legs ausgewirkt haben. 

Für eine Strukturänderung wurde bewußt der jet-
zige Zeitpunkt gewählt, da die Amtszeit der Mehr-
zahl der Mitglieder des Wissenschaftlichen Direkto-
riums des Ostkollegs ohne Verlängerungsmöglich-
keit abgelaufen ist (fünf von insgesamt neun). 

Und schließlich: Den besonderen Belangen des 
Ostkollegs kann und wird durch die Berufung von 
Ostwissenschaftlern in den zu erweiternden Beirat 
der Bundeszentrale Rechnung getragen werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Baum. 

Baum (FDP): Herr Kollege Spranger, sehen Sie 
nicht die Gefahr, daß durch die Änderung der Orga-
nisationsstruktur die Möglichkeiten des Zugriffs 
auf die Tätigkeit des Ostkollegs, insbesondere auch 
auf Tagungsinhalte, verstärkt wird? War es wirklich 
notwendig, gegen das Votum des Wissenschaftli-
chen Direktoriums eine solche Änderung vorzuneh-
men? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Baum, diese Gefahr sehe ich nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Baum. 

Baum (FDP): Wie bewerten Sie dann die Tatsache, 
daß das Wissenschaftliche Direktorium geschlossen 
zurückgetreten ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann Reaktio-
nen anderer auf diese richtige organisatorische 
Maßnahme nicht ausschließen. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Kaltschnäutzig!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Warum, Herr Staatsse-
kretär, hält es das Bundesinnenministerium nicht 
für geboten, die für morgen früh angesetzte Bera-
tung des Kuratoriums der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung, das bekanntlich ausschließlich aus 
Mitgliedern dieses Deutschen Bundestages besteht, 
abzuwarten, und sind Pressemeldungen richtig, wo-
nach das Bundesinnenministerium in jedem Fall 
bei seiner Entscheidung bleibt, egal was das Kura-
torium beschließt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich darf daran er-
innern, daß das Innenministerium bereits in der 
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Parl. Staatssekretär Spranger 
Sitzung vom 28. Februar das Kuratorium informiert 
hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, Sie haben 
in Ihrer Antwort die merkwürdige Formel ge-
braucht, daß Loyalitätskonflikte beseitigt werden 
sollten, die in der Vergangenheit bestanden hätten. 
Wären Sie so liebenswürdig, uns zu sagen, wer wem 
gegenüber in welcher Sache die Loyalität in der 
Vergangenheit verletzt hat, und mit welchen Folgen 
das geschehen ist? 

(Beifall bei der SPD und des Abg. 
Dr. Schierholz [Grüne]) 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, ich bin gerne bereit, die Bundeszentrale für 
politische Bildung zu bitten, den Brief, den sie an 
den Vorsitzenden des Kuratoriums der Bundeszen-
trale am 18. März 1985 zur näheren Begründung 
übermittelt hat, Ihnen zugänglich zu machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekre-
tär, auch ich wollte fragen, um welche Loyalitäts-
konflikte es sich genau handelt. Dazu haben Sie 
jetzt auf eine schriftliche Antwort verwiesen. Des-
halb möchte ich eine andere Frage stellen: Weshalb 
hat man nicht eine solche öffentliche Auseinander-
setzung vermieden und erst einmal die Kuratori-
umssitzung abgewartet? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Dr. Hamm-Brücher, die öffentliche Auseinanderset-
zung ist nicht vom BMI, sondern von anderen ge-
führt worden. Auch wir bedauern das. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, wollen Sie bitte zugeben, daß Ihnen der 
Kurs und die Unabhängigkeit nicht gepaßt haben, 
und finden Sie es nicht kaltschnäuzig, den Rücktritt 
bewährter Persönlichkeiten so zu kommentieren, 
wie Sie es getan haben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich darf noch ein-
mal daran erinnern, daß der Zeitpunkt identisch 
war mit dem, an dem von neun Mitgliedern prak-
tisch nur noch zwei im Amt geblieben wären, so daß 
von einer Maßnahme, die das ganze Kuratorium 
zum Rücktritt gezwungen hätte, nicht gesprochen 
werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist es 
denn Ihre Überzegung, daß eine öffentliche Ausein-

andersetzung von einem Ministerium und nicht von 
der Öffentlichkeit geführt werden muß? 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE] 
und bei der SPD) 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die öffentliche 
Auseinandersetzung ist hier kritisiert worden. Ich 
habe nur zum Ausdruck gebracht, daß das BMI 
diese öffentliche Auseinandersetzung nicht begon-
nen hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Heistermann. 

Heistermann (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
denn bereit, dem gesamten Hause die Gründe be-
kanntzugeben, da es j a hier nicht um ein Privatin-
stitut geht, sondern um eines unter Beteiligung von 
namhaften Vertretern verschiedener Parteien? Wä-
ren Sie bereit, den Schriftverkehr dem gesamten 
Hause bekanntzugeben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich darf darauf 
hinweisen, daß das BMI bereits in der Sitzung vom 
28. Februar dem Kuratorium der Bundeszentrale 
für politische Bildung eine ausführliche Stellung-
nahme und Begründung zu diesen Maßnahmen 
übermittelt hat. Ich bin gerne bereit, die Informatio-
nen hier auf Wunsch weiterzugeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Huonker. 

Huonker (SPD): Ich komme zurück auf Ihre dritt-
letzte Antwort und frage Sie, ob dies so zu verste-
hen sei, daß von denen, die hier — in Ihrer Formu-
lierung — nicht zurückgetreten sind, keiner bereit 
gewesen wäre, das Vertragsverhältnis zu verlän-
gern. Oder wie ist denn sonst Ihre Auskunft zu ver- 
stehen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe darauf 
hingewiesen, daß die Amtszeit der größeren Zahl 
der Mitglieder des Kuratoriums sowieso abgelaufen 
war. 

Vielleicht sollte ich noch ergänzend darauf hin-
weisen, daß auch beabsichtigt ist, die Einwirkungen 
des Ostkollegs durch Übernahme in den Beirat der 
Bundeszentrale weiterhin kontinuierlich fortzuset-
zen, so daß Befürchtungen, das Ostkolleg würde 
nicht in angemessener Weise bei der weiteren Ar-
beit der Bundeszentrale berücksichtigt werden, völ-
lig unbegründet sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 9 
des Herrn Abgeordneten Baum auf: 

Welche Stellung bezieht die Bundesregierung zur Erklä-
rung der ehemaligen Mitglieder des Wissenschaftlichen Di-
rektoriums des Ostkollegs vom 14. März 1985 und den darin 
geäußerten Bedenken in bezug auf die künftige Arbeit des 
Ostkollegs? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Der Befürchtung 
der ehemaligen Mitglieder des Wissenschaftlichen 
Direktoriums, daß bei Änderung der Organisations-
struktur eine parteipolitische Einflußnahme auf die 
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Arbeit des Ostkollegs drohe, vermag ich nicht zu 
folgen. Auch bei einer unmittelbaren Verantwor-
tung des Direktoriums der Bundeszentrale für das 
Ostkolleg sind einseitige parteipolitische Eingriffe 
ausgeschlossen, da die Bundeszentrale gemäß § 6 
des sie betreffenden Erlasses zur politischen Ausge-
wogenheit in ihrer Bildungsarbeit verpflichtet ist 
und darin von einem aus 22 Mitgliedern des Deut-
schen Bundestages bestehenden Kuratorium kon-
trolliert wird. Das Direktorium der Bundeszentrale 
ist zu regelmäßiger Berichterstattung ' vor diesem 
Kuratorium verpflichtet, in dem alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestages vertreten sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Baum. 

Baum (FDP): Sind Sie nicht der Meinung, Herr 
Kollege Spranger, daß Sie eine besondere Pflicht 
zur Begründung haben, wenn Sie eine 27jährige 
Praxis nun aufheben, angesichts des Protestes der 
jetzt im Amt befindlichen Beiratsmitglieder und der 
Befürchtung, daß das Ostkolleg in eine zu starke 
Abhängigkeit vom Innenministerium, d. h. von poli-
tischen Entscheidungen, kommen könnte? Haben 
Sie nicht eine besondere Darlegungspflicht diesem 
Haus gegenüber, wenn Sie so entscheiden? 

(Beifall bei der SPD) 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Baum, der Darlegungspflicht habe ich entsprochen 
durch die Antwort, die ich auf Ihre erste Frage 
gegeben habe, durch die Bereitschaft, auch das um- 

) fassende Protokoll der Sitzung vom 28. Februar den 
Interessenten auf Wunsch zugänglich zu machen, 
und auch durch den Hinweis auf das Schreiben der 
Mehrheit des Direktoriums der Bundeszentrale für 
politische Bildung an das Kuratorium vom 18. März 
1985; die Absender waren Herr Dahlhaus und Herr 
Dr. Langguth. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz-
frage. 

Baum (FDP): Herr Kollege Spranger, können Sie 
uns bitte noch einmal deutlich darlegen, in welcher 
Weise den besonderen Belangen des Ostkollegs 
künftig Rechnung getragen werden soll? Erwarten 
Sie eine größere Loyalität? Vom wem? Von den un-
abhängigen Beiratsmitgliedern? Oder wen haben 
Sie da gemeint? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich darf auf meine 
Antwort auf die erste Frage Bezug nehmen, wo aus-
drücklich als Ziel dieser Maßnahme dargelegt wur-
de, daß eine Verbesserung der Arbeitsorganisation 
des Ostkollegs erreicht werden soll. Durch die Bei-
ziehung des Ostkollegs in den Beirat ist auch dem 
Einfluß und der Mitwirkung des Ostkollegs bei der 
weiteren Tätigkeit der Bundeszentrale Rechnung 
getragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie uns und der Öffentlichkeit anstelle des Hinwei-

ses auf Schriftwechsel und andere Unterlagen ein-
fach einmal in drei Sätzen sagen, was Ihnen oder 
dem Innenminister politisch an der Arbeit des Ost-
kollegs nicht gepaßt hat? 

(Beifall bei der SPD und Beifall der Abg. 
Frau Reetz (GRÜNE]) 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe hier, 
glaube ich, deutlich gemacht, daß zu trennen ist zwi-
schen der Arbeit des Ostkollegs und der Organisa-
tion der Arbeit des Ostkollegs. Die Organisation hat 
eine Veränderung erfahren. Ich habe ausdrücklich 
zum Ausdruck gebracht, daß wir die Arbeit des Ost-
kollegs als bewährt ansehen und daß wir sie voll 
anerkennen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hat es denn gegen die Ausgewogenheit der Bil-
dungsarbeit der Bundeszentrale, die künftig zustän-
dig sein wird, von irgendwelchen ernsthaften politi-
schen Seiten Bedenken gegeben, die die Bedenken 
rechtfertigen, die hier gegen die Übernahme in die 
Bundeszentrale vorgetragen worden sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Solche Bedenken 
habe ich nicht gehört. Das würde mich auch wun-
dern bei der Zusammensetzung des Dreierdirekto-
riums, das die Arbeit der Bundeszentrale be-
stimmt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, da 
hier offensichtlich Argumente und Erklärungen bei 
Ihnen und Ihren Überlegungen keine Rolle mehr 
spielen und da ich die Frage, die ich vorhin gestellt 
habe, nicht ausreichend beantwortet finde, möchte 
ich nachfragen, ob das Kuratorium, das morgen auf 
seiner Sitzung diesen Punkt auf der Tagesordnung 
hat, da überhaupt noch etwas zu entscheiden hat 
oder ob es nur noch „for show" tagt. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe keinen 
Anlaß, Ihren unterstellenden Eingangsbewertun-
gen zuzustimmen. Ich habe auch nicht die Absicht, 
die Arbeit des Kuratoriums morgen oder auch künf-
tig in irgendeiner Weise zu bewerten, vor allem 
nicht vorab. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm -Brücher (FDP): Herr Staatssekre-
tär, können Sie liebenswürdigerweise noch mal er-
klären, weshalb man, wenn man mit der Arbeit 
eines Instituts zufrieden ist, Anlaß hat, organisato-
risch daran etwas zu ändern? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 128. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1985 	9435 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es würde die Di-
mension dieser Fragestunde überschreiten, 

(Zurufe von der SPD) 
wenn ich diesen langen Brief der Bundeszentrale 
für politische Bildung an den Vorsitzenden des Ku-
ratoriums hier verlesen würde. Es hat keinen Sinn, 
einzelne Punkte herauszugreifen. Ich bin gerne 
bereit, Ihnen das von den Herren Dahlhaus und 
Dr. Langguth abgesetzte Schreiben zugänglich zu 
machen, aus denen auch die Gründe im einzelnen 
ersichtlich sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Ta-
gung des Kuratoriums morgen überhaupt noch eine 
Chance, an den offensichtlich bereits getroffenen 
Entscheidungen etwas zu ändern? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie überfordern 
mich hier völlig, weil Sie mir die Frage stellen, wel-
chen Sinn, welchen Wert und welchen Inhalt die 
Tagung des Kuratoriums haben wird. 

(Lachen bei der SPD — Wolfram [Reck-
linghausen] [SPD]: Ein überforderter 

Staatssekretär muß zurücktreten!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 10 
der Abgeordneten Frau Blunck auf: 

Welche Malinahmen hat die Bundesregierung angesichts 
der jetzt festgestellten Fluorbelastungen im Kreis Pinneberg 
ergriffen, um die schädlichen Emissionen nach dem best-
möglichen Standard zu reduzieren? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Blunck, wenn Sie gestatten, beantworte ich wegen 
des inhaltlichen Zusammenhangs Ihre beiden Fra-
gen gemeinsam. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe auch die Frage 
11 der Abgeordneten Frau Blunck auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Vermeidung von ge-
sundheitlichen Schäden bei der Bevölkerung und zur Verrin-
gerung von Gefährdungen bei der landwirtschaftlichen Pro-
duktion in diesem Gebiet zusammen mit dem Land Schles-
wig-Holstein nach entsprechender Erfassung sämtlicher Be-
lastungswerte einen Luftreinhalteplan aufzustellen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Der Bundesregie-
rung ist aus Eingaben u. a. der Bundestagsabgeord-
neten Frau Roitzsch bekannt, daß erhöhte Fluorbe-
lastungen im Kreis Pinneberg vorliegen sollen. Es 
ist bisher noch nicht eindeutig geklärt, welche Anla-
gen die Emissionen hauptsächlich verursachen. Die 
Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft ent-
hält die erforderlichen Regelungen über Emissio-
nen und Immissionen und Luftverunreinigungen, 
die von genehmigungsbedürftigen Anlagen verur-
sacht werden. Damit sind die für die Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes allein zu-
ständigen Länder in der Lage, die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. Dies gilt auch für die Auf-
stellung von Luftreinhalteplänen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Ich möchte dann von Ihnen 
gern wissen, Herr Staatssekretär, ob ich davon aus-
gehen kann, daß die Kommunikation zwischen der 
Landesregierung Schleswig-Holstein und dem In-
nenminister der Bundesregierung so schlecht ist, 
daß er nicht weiß, daß die Landesregierung sehr 
wohl in der Lage ist, das Werk, das diesen Schad-
stoffausstoß hat, zu benennen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Nein, die Kommu-
nikation ist hervorragend; nur, die Verantwortlich-
keiten sind aufgeteilt. Wie ich Ihnen sagte, ist hier 
vorangig die entsprechende Landesregierung zur 
Entscheidung zuständig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Frau Kollegin. 

Frau Blunck (SPD): Hat die Bundesregierung auf 
das im Bundesbesitz befindliche und nach Meinung 
der Landesregierung von Schleswig-Holstein für 
die Fluoremissionen im Kreise Pinneberg verant-
wortliche Aluminiumwerk in Stade Einfluß genom-
men, um zu einer deutlichen Reduzierung der fest-
gestellten und von der Bevölkerung zu Recht bean-
standeten schädlichen Fluoremission zu gelangen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es sind hier ver-
schiedene Werke als mögliche Emittenten in Be-
tracht zu ziehen. Hier laufen die Ermittlungen noch. 
Es hat also keinen Sinn, im jetzigen Stadium ein 
Unternehmen allein in irgendeine Verbindung mit 
der Verursachung der Emissionen zu bringen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage. 
Sie haben vier im ganzen. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, wären 
Sie vielleicht bereit, nach Stade zu kommen? Denn 
es gibt nach meinem Wissensstand nur ein Werk, 
das Fluor emittiert. Deswegen verstehe ich die Ant-
wort nicht, die Sie mir da gegeben haben. Es muß 
doch bekannt sein. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich freue mich an 
sich sehr, daß Sie mir sehr viel zutrauen, nämlich 
herauszubekommen, wer nun tatsächlich emittiert. 
Aber ich würde es doch lieber den Sachverständi-
gen vor allem vor Ort und dem Bereich des Landes 
überlassen, als daß hier die Bundesregierung an-
reist. 

Vizepräsident Frau Renger: Vierte Zusatzfrage. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, es dürfte 
Ihnen aber bekannt sein, daß ein im Bundesbesitz 
befindliches Aluminiumwerk in Stade Fluor emit-
tiert. Ist die Bundesregierung in der Lage, auf die-
ses Werk einzuwirken, daß dort die Fluoremission 
heruntergefahren wird, und wann wird sie dies 
tun? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sicherlich ist in 
der Diskussion von einem Unternehmen im Bun-
desbesitz die Rede; aber ich sagte vorhin schon, daß 
es auch andere Unternehmen gibt und die Ursäch- 
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lichkeit noch nicht geklärt ist. Die entsprechende 
Stelle ist dabei, dies abzuklären. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten 
Fellner auf. — Er ist nicht im Saal. Die Fragen 12 
und 13 werden also nicht beantwortet. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Voss steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Die Fragen 14 und 15 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Riedl (München) werden auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 16 und 17 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Weng (Gerlingen) und die Fragen 18 und 19 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Spöri werden entspre-
chend den Richtlinien schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten 
Huonker auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung nach dem Urteil des 
Bundesfinanzhofs vom 7. Dezember 1984 die Rechtslage hin-
sichtlich des sogenannten Essensfreibetrags, und wird sie, 
sollte sie eine gesetzliche Grundlage für erforderlich halten, 
eine entsprechende Gesetzgebungsinitiative ergreifen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Huonker, der Bun-
desfinanzhof hat in dem von Ihnen erwähnten Ur-
teil entschieden, daß eine Erhöhung des sogenann-
ten Essensfreibetrages von 1,50 DM arbeitstäglich 
mangels einer Rechtsgrundlage nicht in Betracht 
kommt. Da die Bundesregierung eine Erhöhung des 
Essensfreibetrages nicht beabsichtigt, entfallen in-
soweit gesetzgeberische Initiativen. Allerdings hat 
der Bundesfinanzhof in der Urteilsbegründung an-
klingen lassen, daß auch der geltende Essensfrei-
betrag rechtlich nicht hinreichend abgesichert sei. 
Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß der Es-
sensfreibetrag nur ein Teilproblem innerhalb des 
großen Bereiches der steuerfreien Annehmlichkei-
ten und Gelegenheitsgeschenke darstellt. Dieser 
Gesamtkomplex bedarf einer grundlegenden Über-
arbeitung, die sich aber wegen der Vielschichtigkeit 
des Problems und der zu beachtenden rechtlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Aspekte nicht kurzfri-
stig realisieren läßt. 

Eine isolierte gesetzliche Regelung nur für den 
Essensfreibetrag hält die Bundesregierung nicht 
für sachgerecht. Sie hält es mit den obersten Fi-
nanzbehörden der Länder für vertretbar, die bishe-
rigen Bestimmungen bis zu einer späteren umfas-
senden Regelung unverändert weiter anzuwenden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß die Bundesregierung jedenfalls 
nicht beabsichtigt, eine Regelung in Angriff zu neh-
men, die eine Verschlechterung der heute gültigen 
Praxis darstellen würde? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Huonker, ich habe soeben dargelegt, daß der Es-
sensfreibetrag in einem größeren Zusammenhang 
irgendwann neu geregelt werden wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten 
Huonker auf: 

Wie hoch müssen die Anschaffungs- bzw. Herstellungsko-
sten im Sinne des Einkommensteuerrechts für ein Wohnei-
gentum jeweils sein, damit die Aussage des Bundesministers 
der Finanzen zur künftigen steuerlichen Förderung selbstge-
nutzten Wohneigentums in der DFS-Tagesschau am 19. März 
1985 zutrifft, „Das Sonderprogramm war ... von vornherein 
befristet ... aber für Bauwillige mit mehreren Kindern ist 
das neue Recht in der Regel — auch bei diesem Vergleich — 
besser", — aufgeschlüsselt nach Steuerpflichtigen in der un-
teren Proportionalzone, Facharbeitern mit Durchschnittsein-
kommen und Steuerpflichtigen mit Spitzensteuersatz sowie 
nach dem Nominalwert und dem abgezinsten Barwert für 
den geförderten Zeitraum von acht Jahren? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Der Steuervorteil 
nach neuem Recht, Herr Kollege Huonker, ist für 
Steuerpflichtige mit Kindern günstiger als die För-
derung nach geltendem Recht, einschließlich des 
befristeten Schuldzinsenabzugs, wenn die Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten nach der Neurege-
lung über folgenden Beträgen liegen — bei nomina-
ler Betrachtung —: bei einem Steuersatz von 
22 v. H. über ca. 220 450 DM, bei einem Steuersatz 
von 30 v. H. über ca. 235 000 DM, bei einem Steuer-
satz von 56 v. H. über ca. 253 570 DM. Bei der Bar-
wert-Betrachtung, die Sie auch erwünscht haben, 
sind es unter Zugrundelegung eines Zinssatzes von 
7,5 v. H.: bei einem Steuersatz von 22 v. H. über ca. 
234 250 DM, bei einem Steuersatz von 30 v. H. über 
ca. 248 790 DM und bei einem Steuersatz von 
56 v. H. über ca. 267 370 DM. 

Bei der Beurteilung der Neuregelung der Woh-
nungsbauförderung kann der von vornherein nur 
befristete Schuldzinsenabzug sinnvoll jedoch nicht 
einbezogen werden; der Vergleich muß vielmehr 
auf den Rechtszustand vor dem 1. Oktober 1982 ab-
stellen. Hiernach tritt für alle Steuerpflichtigen 
eine erhebliche Verbesserung ein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich mit meiner 
Frage auf eine Äußerung des Bundesfinanzmini-
sters Bezug genommen habe, der einen Vergleich 
des heute geltenden Rechts mit dem Sofortpro-
gramm und der künftigen Neuregelung zum Gegen-
stand hatte, und können Sie mir bestätigen, daß in 
der Tendenz — jedenfalls bei einer Nominalwert-
rechnung — der Bezieher eines Spitzeneinkom-
mens mit Spitzensteuersatz weniger Herstellungs- 
und Anschaffungskosten aufwenden muß, um eine 
gleiche Förderung zu haben wie heute, als ein Fach- 
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arbeiter mit einer Grenzsteuerbelastung von 47 %, 
mit der Folge, daß der, der mit geringerem Einkom-
men ein Bauwerk zu finanzieren hat, mehr investie- 

Schlechterstellung ren muß, um keine  zu erfahren, 
als der Bezieher eines Spitzeneinkommens? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Huonker, ich habe hier die Fälle genannt, die Sie in 
Ihrer Frage angesprochen haben, und ich kann Ih-
nen nicht bestätigen, daß die Differenz zwischen 
demjenigen mit einem Steuersatz von 22 % und 
demjenigen mit dem Spitzensteuersatz von 56 %, 
die Sie eben genannt haben, bei nominaler Betrach-
tung und absoluten Zahlen zutreffend ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge? — Bitte. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen im 
Zusammenhang mit den von Ihnen genannten Inve-
stitionsbeträgen die Stellungnahme des Bundesver-
bandes der Deutschen Hypothekenbanken zu Ih-
rem Referentenentwurf bekannt, in der darauf hin-
gewiesen wird, daß in aller Regel — ohne Grund-
stücksanteil, der ja in dem Gesetzentwurf nicht be-
rücksichtigt werden kann — die Höchstbeträge 
nicht ausgeschöpft werden können, weil die durch-
schnittlichen Kosten für die Objekte darunter lie-
gen, und ist Ihnen bekannt, daß dieser Bundesver-
band in seiner Stellungnahme auch darauf hin-
weist, daß insbesondere Bezieher kleinerer Ein-
kommen, die nur kleinere Objekte finanzieren kön-
nen, von dieser Regelung nichts haben und daß des-
wegen — so der Bundesverband der Deutschen Hy-
pothekenbanken — die Intention des Gesetzent-
wurfes verfehlt werde? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Huonker, die Darlegungen des Bundesverbandes 
sind mir bekannt. Sie werden aber von der Bundes-
regierung und von mir nicht geteilt, weil nach wie 
vor feststeht, daß dann, wenn die Voraussetzungen, 
die ich eben in Beantwortung Ihrer Frage genannt 
habe, vorliegen, die Förderung besser ist, als sie 
nach altem Recht war, allerdings nur dann, Herr 
Kollege Huonker, wenn man die von vornherein be-
fristete Besserstellung außer acht läßt, und das muß 
man tun, wenn man zu einer gediegenen, objektiven 
Beurteilung kommen will. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 22 des 
Abgeordneten Dr. Enders auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen des 
§ 15a EStG auf mittelständische Kommanditgesellschaften, 
deren wenige Kommanditisten sich häufig wegen Liquida-
tionsschwierigkeiten in der Anlaufphase von dieser Gesell-
schaftsform abwenden? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Enders, die Vorschrift des § 15a des Einkommen-
steuergesetzes ist im Jahre 1980 einvernehmlich 
von allen im Deutschen Bundestag vertretenen Par-
teien beschlossen worden. Sie schränkt die Mög-
lichkeit, Verluste insbesondere aus Beteiligungen 
an Kommanditgesellschaften mit anderen positiven 
Einkünften auszugleichen, regelmäßig auf den Be-

trag der geleisteten Einlage ein. Dadurch sind ins-
besondere die Betätigungsmöglichkeiten der Ab-
schreibungsgesellschaften entscheidend einge-
schränkt worden. 

Anhaltspunkte dafür, daß sich die Regelung im 
mittelständischen Bereich nachteilig auf die Wahl 
der Rechtsform der Kommanditgesellschaft aus-
wirkt, liegen der Bundesregierung nicht vor. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß nach wie vor 
insbesondere auch bei der Rechtsform der Kom-
manditgesellschaft ausreichender Spielraum für 
den Ausgleich von Verlusten in der Anlaufphase 
besteht, insbesondere auch deshalb, weil durch Haf-
tungsübernahme der Betrag des ausgleichsfähigen 
Verlustes über den Betrag der geleisteten Einlage 
hinaus erhöht werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Enders. 

Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, plant die 
Bundesregierung eine Änderung dieses Zustandes? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr Kollege, 
die Bundesregierung plant keine Änderung dieses 
Zustandes, weil sie dafür keine Veranlassung 
sieht. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfragen? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe Frage 23 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Enders auf: 

Sind der Bundesregierung die Klagen wegen der langen 
Bearbeitung von Schadenfällen bei den Kraftfahrzeug-Versi-
cherungen bekannt, und hält sie Maßnahmen für eine be-
schleunigte Abwicklung für notwendig, damit ungebührliche 
Verzögerungen zum Nachteil von Versicherten vermieden 
werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Enders, die Bundesregierung kann in dieser Allge-
meinheit Klagen wegen ungebührlich langer Scha-
denbearbeitung in der Kraftfahrtversicherung 
nicht bestätigen. Nach den Erkenntnissen des Bun-
desaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 
werden Schäden in der Kraftfahrtversicherung 
grundsätzlich zügig reguliert. Dies wird z. B. daran 
deutlich, daß nach den für die Kraftfahrt-Haft-
pflichtversicherung vorliegenden statistischen Un-
terlagen im Durchschnitt der letzten fünf Jahre 
mehr als 70 % aller in einem Geschäftsjahr gemel-
deten Schäden bis zum Ende des Geschäftsjahres 
abgewickelt waren. Für Maßnahmen der Bundesre-
gierung besteht darum kein Anlaß. 

Die insgesamt zügige Schadenabwicklung 
schließt jedoch nicht aus, daß in Einzelfällen Verzö-
gerungen in der Schadenbearbeitung vorkommen 
können. Sollten Ihnen derartige Fälle bekannt ge-
worden sein, stelle ich Ihnen anheim, mir diese mit-
zuteilen, damit vom Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen eine Überprüfung vorgenom-
men werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Enders. 
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Dr. Enders (SPD): Herr Staatssekretär, Sie gehen 
zutreffend davon aus, daß mir konkrete Fälle vorlie-
gen. Ich nehme gern Ihr Angebot an und teile Ihnen 
einen Fall mit. 

Sind Sie der Ansicht, daß, um Nachteile für die 
Versicherten zu vermeiden, zumindest Abschlags-
zahlungen oder andere Überbrückungshilfen gelei-
stet werden müßten? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Ich bin dieser An-
sicht, Herr Kollege. Mir ist auch bekannt, daß von 
seiten der Versicherungsgesellschaften Abschlags-
zahlungen erfolgen, soweit Teile des Versicherungs-
falles geklärt sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen bekannt, daß beispielsweise, wenn ein Verfah-
ren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz durch-
geführt und gegen die Entscheidung Widerspruch 
eingelegt wird, die Zeit bis zur endgültigen Ent-
scheidung von den Versicherungen zum Anlaß ge-
nommen wird, so lange mit den Zahlungen auszu-
setzen? 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
Aufgabe der Versicherungen, die Versicherungslei-
stungen so zu gestalten, daß sie rechtlich unan-
fechtbar sind. Das liegt im Interesse der Versicher-
tengemeinschaft, auf die die Versicherung Rück-
sicht zu nehmen hat. Daher ist es im Normalfall 
nicht zu beanstanden, wenn die Versicherung der-
artige rechtliche Auseinandersetzungen abwartet, 
bevor sie die endgültige Zahlung leistet. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 24 
des Abgeordneten Conradi auf. Der Abgeordnete ist 
nicht im Saal. Die Frage wird nicht beantwortet. 

Die Fragen 25 und 26 des Abgeordneten Hedrich 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Grüner steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 27 der Abgeordneten Frau Dr. Bard 
sowie 28 und 29 des Abgeordneten Austermann 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 30 der Frau Abgeordneten 
Schmidt (Nürnberg) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die künftige Entwick-
lung des mittelfränkischen Arbeitsmarktes angesichts der 
Tatsache, daß in den zurückliegenden zehn Jahren allein im 
Bereich der Metallindustrie Nürnbergs bereits 28 000 Ar-
beitsplätze abgebaut wurden und nach Schätzungen bis 1990 
weitere 25 000 bis 30 000 Arbeitsplätze dort verlorenzugehen 
drohen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Frau Kollegin, zur Beurteilung der 
Entwicklung regionaler Arbeitsmärkte wie auch 
des Arbeitsmarkts insgesamt ist nicht die Entwick-
lung in einem bestimmten Wirtschaftszweig allein 
entscheidend. Vielmehr muß die Entwicklung über 
alle Wirtschaftsbereiche hinweg betrachtet wer-
den. 

Es ist richtig, daß in der Region Mittelfranken im 
Zuge des Strukturwandels Arbeitsplätze im produ-
zierenden Gewerbe und damit auch in der Metallin-
dustrie verlorengegangen sind. Neue Arbeitsplätze 
sind jedoch an anderer Stelle, vor allem im Dienst-
leistungsbereich, entstanden. Für die Region Mittel-
franken ergibt sich für den Zeitraum 1970 bis 1980 
— nur für diesen Zeitraum liegen Zahlen vor — ins-
gesamt eine Zunahme der Erwerbstätigenzahl um 
22 800. 

Die Bundesregierung hält Schätzungen über 
mögliche künftige Arbeitsplatzentwicklungen für 
problematisch; denn es gibt eine Vielzahl von Fak-
toren, die auf die Beschäftigungsentwicklung ein-
wirken und die sich nicht ohne weiteres für die 
Zukunft prognostizieren lassen. Deshalb beruhen 
solche Schätzungen auf unsicheren Annahmen. Oft 
kennzeichnen sie lediglich mögliche Entwicklungen 
in einzelnen Wirtschaftszweigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, sieht die Bundesregierung vor dem Hinter-
grund der überdurchschnittlich hohen Arbeitslosig-
keit in der Industrieregion Mittelfranken grund-
sätzlich die Notwendigkeit, z. B. in Zusammenarbeit 
mit der bayerischen Staatsregierung andere Krite-
rien der Definition und der Förderung benachteilig-
ter Regionen anzulegen als bisher? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Diese Notwendigkeit 
sieht die Bundesregierung. Sie arbeitet zusammen 
mit der bayerischen Staatsregierung und allen an-
deren Landesregierungen im Rahmen der „Gemein-
schaftsaufgabe Regionale Strukturpolitik" auch 
daran, Kriterien zu entwicklen — allerdings in 
Übereinstimmung mit den Ländern —, die den 
heute gegebenen Schwierigkeiten besser Rechnung 
tragen, als das bisher der Fall war. Das Ergebnis 
dieser Überprüfung der „Gemeinschaftsaufgabe Re-
gionale Strukturpolitik" liegt allerdings noch nicht 
vor. Es ist auch Gegenstand eingehender Beratun-
gen im Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bun-
destags gewesen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Frau Abgeordnete Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, ist die Bundesregierung mit mir der Mei-
nung, daß es für die Zukunft einer Industrieregion 
von erheblicher Bedeutung ist, Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen zu erhalten, und wird 
sie angesichts der Absichtserklärung des Philips-
Konzerns, Forschung und Entwicklung von Philips 
und Grundig zu verschmelzen — wahrscheinlich 
dann in Holland —, tätig werden? 
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Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
entscheidende Voraussetzung, um die Aktivitäten 
der Bundesregierung im Bereich von Forschung 
und Entwicklung zu nutzen, sind Unternehmer und 
Ingenieure, die von diesen Forschungsmöglichkei-
ten auch tatsächlich Gebrauch machen können und 
die zur Verfügung stehenden Mittel in Konkurrenz 
mit anderen Unternehmen in Anspruch nehmen. 
Das ist die entscheidende Voraussetzung für den 
Erfolg einer Forschungspolitik und regionalen 
Strukturpolitik in ihrem Verbund auch in einer sol-
chen Region, wobei wir davon ausgehen, daß ein 
solch attraktives Angebot seine Wirkung unter der 
Voraussetzung nicht verfehlen wird, daß die perso-
nellen Kapazitäten vorhanden sind, davon Ge-
brauch zu machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Vahlberg. 

Vahlberg (SPD): Herr Staatssekretär, hat es In-
itiativen der Bundesregierung gegeben, die im mit-
telfränkischen Raum ansässige Unterhaltungselek-
tronikindustrie vor dem Hintergrund des Rück-
gangs der Produktion und des Absatzes auf interna-
tionalen Märkten anzuregen, sich mit der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie auseinan-
derzusetzen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es hat zahlreiche 
Gespräche und viele öffentliche Auseinanderset-
zungen in dieser Frage — auch im Deutschen Bun-
destag — gegeben. Es hat vor allem Initiativen der 
Unterhaltungselektronikindustrie — auch des 
Grundig-Konzerns — in der Frage gegeben, wie der 
Rückstand, der in der Unterhaltungselektronikin-
dustrie seit Jahren bekannt ist, aufgeholt werden 
kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müller (Schweinfurt). 

Mü ller (Schweinfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie der Meinung, daß der fränkische Raum in 
der bayerischen Industrieansiedlungspolitik be-
nachteiligt wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dar-
über steht mir kein Urteil zu, weil die regionale 
Strukturpolitik ausschließlich Ländersache ist. Ich 
bin auch nicht in der Lage, auf Grund der mir vor-
liegenden Daten darüber ein Urteil abzugeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 31 
der Frau Abgeordneten Schmidt (Nürnberg) auf: 

Rechnet die Bundesregierung mit einer Veränderung der 
Marktanteile der einzelnen Unterhaltungsindustrie- und 
Elektronikkonzerne und mit Umsatzeinbußen des holländi-
schen Philips-Konzerns auf dem bundesdeutschen Markt auf 
Grund Verbraucherreaktionen angesichts der von der Phi-
lips-Konzernleitung für die Philips-Tochter Grundig AG an-
gekündigten Massenentlassungen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung rechnet nicht mit Veränderungen in dem in 
Ihrer Frage angedeuteten Sinne und würde eine 
derartige Reaktion auf notwendige Umstrukturie-

rungsmaßnahmen auch nicht für angemessen anse-
hen. Sie geht davon aus, daß das Verbraucherver-
halten weiterhin maßgeblich vom Preis-Leistungs-
Verhältnis der Produkte bestimmt wird.  

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, ist der Bundesregierung bekannt, daß auch 
andere Konzerne für Vertriebsgesellschaften, die 
sie gründen, renommierte deutsche Markennamen 
gekauft haben und daß sie dann die Produktion 
unter anderem Namen liquidieren, und wie steht 
die Bundesregierung dazu? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Übernahme von Unternehmen und Markennamen 
ist im allgemeinen dann geschehen, wenn solche 
Unternehmen in wirtschaftliche Schwierigkeiten 
geraten waren. Im allgemeinen hat diese Über-
nahme zu einer Stabilisierung der verbleibenden 
Arbeitsplätze in der Bundesrepublik Deutschland 
geführt. Im allgemeinen werden diese Namen auch 
mit Erfolg zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der entstandenen Unternehmen eingesetzt und da-
mit auch für die verbliebenen Arbeitsplätze in der 
Bundesrepublik Deutschland genutzt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, können Sie zu dem was Sie jetzt gerade aus-
geführt haben, irgendwelche Beispiele dafür, daß 
das schon einmal funktioniert hat, nennen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ja, Frau Kollegin, 
das kann ich gerne. Ich würde es aber lieber schrift-
lich tun, um niemanden auszulassen und um das 
ganz korrekt zu machen. Ich bitte um Nachsicht, 
daß ich jetzt nicht aus der Hand das eine oder 
andere Unternehmen nennen will, weil ich damit 
Gefahr liefe, andere dabei nicht zu erwähnen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Bun-
desregierung nach der Ankündigung von Massen-
entlassungen bei Grundig mit dem Unternehmen 
Fühlung aufgenommen, um zusammen mit der bay-
erischen Staatsregierung eine Lösung anzustreben, 
die auch regional verträglich ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
sind ja,  wie alle im Deutschen Bundestag, seit Jah-
ren mit den Problemen der Unterhaltungselektro-
nikindustrie und auch mit den Problemen bei der 
Firma Grundig vertraut, die sich in den Fusionsver-
handlungen, den Gesprächen über Zusammen-
schlüsse, niedergeschlagen haben. Wir sind tief be-
troffen von den Entlassungsankündigungen der 
Firma Grundig, und zwar deshalb, weil wir mit al-
len hofften, daß der Zusammenschluß mit Philips 
dazu führen würde, daß die dort noch vorhandenen 
Arbeitsplätze gehalten werden könnten. Aber es 
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Parl. Staatssekretär Grüner 
muß dabei bleiben, daß das Unternehmen für die 
Umstrukturierung, für die Unternehmensführung 
und für die Initiativen, die für die Erhaltung der 
Arbeitsplätze notwendig sind, in allererster Linie 
selbst verantwortlich ist und daß nicht die Bundes-
regierung an diese Stelle treten kann. Das Instru-
mentarium, das der Bundesregierung für flankie-
rende Maßnahmen zur Verfügung steht, ist ja be-
kannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schmidt (München). 

Schmidt (München) (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie haben sich gerade geweigert, auf eine Frage 
meiner Kollegin Schmidt Beispiele dafür zu nen-
nen, daß die Namensübernahme, die Übernahme ei-
nes Betriebes funktioniert hat, und zwar mit dem 
Hinweis darauf, daß Sie niemanden auslassen woll-
ten. Stimmen Sie mit mir überein, daß es gerade 
das Wesen eines Beispiels ist, daß man nur einen 
Vorgang aus vielen herausgreift, und würden Sie 
sich unter diesem Gesichtspunkt nicht bereitfinden 
können, jetzt ohne lange Überlegung wenigstens 
ein Beispiel zu nennen, bei dem dies funktioniert 
haben könnte? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe mich nicht geweigert, sondern ich habe der 
Frau Kollegin erklärt, daß ich das gern schriftlich 
und präzise machen würde, und zwar aus der Über-
zeugung heraus, daß ein Beispiel weniger überzeu-
gend ist als viele Beispiele. Ich werde Ihnen diese 
vielen Beispiele ebenfalls gern zuleiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wäre es nicht denkbar, daß Sie bei dem gewünsch-
ten Beispiel beim gleichen Konzern bleiben und das 
Augenmerk der Kollegin Schmidt auf den Raum 
Nürnberg lenken, wo es eine ganz bedeutende 
Firma der Kommunikationstechnik gibt, die inzwi-
schen zum Philips-Konzern gehört und auf die mit 
Sicherheit all das zutrifft, was vorhin abgefragt 
worden ist, um ein Beispiel aus dem gleichen Kon-
zern und sogar noch aus der gleichen Region zu 
nennen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich bin Ihnen für 
den Hinweis sehr dankbar. Mein Beispielkatalog ist 
damit schon erweitert; ich hatte nicht daran ge-
dacht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Vahlberg. 

Vahlberg (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurtei-
len Sie denn die Tatsache, daß die Bundesrepublik 
im Bereich der Grundlagenforschung, bezogen auf 
die Unterhaltungselektronik, zwar eine führende 
Rolle gespielt hat und auch heute noch spielt und 
daß sich in der Bundesrepublik eine Reihe von Pa-
tenten befindet, daß aber die Auswertung dieser 
Patente nicht durch deutsche Industrie vorgenom-
men wurde, etwa durch die Firma Grundig, sondern  

daß z. B. die Japaner die in Deutschland realisierte 
Grundlagenforschung verwertet haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Diesen Tatbestand 
bedauern wir außerordentlich, ohne daß ich damit 
eine Bewertung im konkreten verbinde. Denn die 
Tatsache, daß die deutsche Unterhaltungselektro-
nikindustrie einmal führend war, zeigt, welche gro-
ßen Kapazitäten geistiger Art in dieser Industrie 
tätig sind. Es ist ohne Zweifel sehr bedauerlich, daß 
dieser Standard gegenüber der internationalen 
Konkurrenz — das hat viele Ursachen, die nicht 
allein in der Technik begründet liegen — im Ergeb-
nis nicht gehalten werden konnte. Alle unsere Un-
tersuchungen zeigen, daß die Fähigkeit der deut-
schen Industrie, technische Neuerungen in Anwen-
dung umzusetzen, im internationalen Vergleich mit 
den Hauptwettbewerbern, den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Japan, nicht in dem Maße gege-
ben ist, wie das mit Blick auf die Arbeitsplätze in 
unserem Lande erwünscht wäre. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke. 

Die Fragen 32 und 33 werden auf Wunsch des 
Fragestellers, des Abgeordneten Lutz, schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten 
Haase (Fürth) auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, der 
Grundig AG im Rahmen des Kartellrechts bei der Auswei-
tung von Produktion und Vertrieb im Bereich der Bürotech-
nik entgegenzukommen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Haase, 
die von Ihnen gestellte Frage betrifft die Zuständig-
keit des Bundeskartellamtes und kann deshalb 
nicht abstrakt behandelt werden. Die dem Bundes-
kartellamt vertraglich gegebenen Zusagen beruhen 
auf der Situation zum Zeitpunkt der Entscheidung 
des Bundeskartellamts. Diese Zusagen wurden be-
reits damals so gefaßt, daß sie möglichst wenig ein-
schneidend sind und daß sie möglichst keine Aus-
wirkungen auf Arbeitsplätze haben. Sollten sich die 
Marktverhältnisse entscheidend ändern, würde das 
Bundeskartellamt erneut in eine Prüfung eintre-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Haase. 

Haase (Fürth) (SPD): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir zustimmen, daß es generell darauf an-
kommt, die deutsche Industrie gegenüber der japa-
nischen Konkurrenz gerade in diesem Bereich zu 
schützen und zu stärken? Daß dies oft nur in Koope-
ration geschehen kann, ist doch wohl eine Tatsache. 
Mein Frage ist daher: Beachtet das Bundeskartell-
amt diesen Gedanken gerade in diesem Bereich 
hinreichend? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich meine, daß man 
diese Frage bejahen kann, Herr Kollege Haase. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Haase? — Keine weitere Zusatzfrage. — 
Herr  Abgeordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, würde die 
Bundesregierung notfalls im Wege der Ministerer-
laubnis der Grundig AG die Beibehaltung z. B. der 
Stenoretten-Produktion in Bayreuth und auch des 
Stenoretten-Betriebs erlauben, wenn es dadurch ge-
länge, Arbeitsplätze in diesem Raum zu halten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
nicht möglich, zu einer mutmaßlichen Entscheidung 
in einem Kartellverfahren von dieser Stelle aus 
eine Aussage zu machen. Zunächst müßte das Un-
ternehmen beim Bundeskartellamt seine Absichten 
vortragen, und dann wäre in erster Linie das Kar-
tellamt gefordert. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 35 des 
Abgeordneten Dr. Haack auf. — Entschuldigung, 
Graf Lambsdorff, ich habe Sie übersehen. Tut mir 
leid. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Darf ich noch 
eine Zusatzfrage stellen?) 

— Das müßte ich wohl zulassen. Bitte sehr. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. 

Herr Staatssekretär, können Sie mir zustimmen, 
daß es recht sinnlos wäre, über eine Ministererlaub-
nis öffentlich zu spekulieren und damit dem Kar-
tellamt jede Möglichkeit zu nehmen, eine davon un-
abhängige sachbezogene Entscheidung zu treffen, 
bevor eben dort die Entscheidung gefallen ist? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
versuchte, das in meiner Antwort weniger klar und 
weniger direkt zum Ausdruck zu bringen. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Frau Renger: Frage 35 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Haack: 

In welchen Bereichen und mit welchem Auftragsvolumen 
war der Bund bislang Kunde der Grundig AG? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das Produktspek-
trum der Firma Grundig ist fast ausschließlich auf 
den privaten Konsumenten ausgerichtet. Aufträge 
des Bundes dürften von marginaler Bedeutung 
sein. Details lassen sich in der Kürze der Zeit leider 
nicht ermitteln. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Haack? — Dann kann ich noch Ihre zweite Frage, 
die Frage 36, aufrufen: 

In welchen Bereichen war und ist der Philips-Konzern Ver-
tragspartner des Bundes bzw. bundeseigener Unternehmen, 
um welches Auftragsvolumen handelte bzw. handelt es sich 
dabei? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Aufträge des Bundes 
dürften wohl primär den Zuständigkeitsbereich des 
Bundespost- und des Bundesverteidigungsmini-

sters betreffen. Gemessen am Gesamtvolumen des 
Umsatzes der Deutschen Philips dürften die Bun-
desaufträge aber nicht sehr stark ins Gewicht fal-
len. Genauere Aussagen könnten erst nach zeitauf-
wendigen Recherchen gemacht werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfragen kann ich 
jetzt nicht mehr zulassen, da die Fragestunde abge-
laufen ist. Tut mir leid. 

Danke schön, Herr Staatssekretär. 
(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe den Zusatz-
punkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 
Privatisierungspolitik der Bundesregierung 

Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion hat 
gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Geschäftsord-
nung eine Aktuelle Stunde beantragt, und zwar zum 
Thema „Privatisierungspolitik der Bundesregie-
rung". 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Weng. 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! „Eine 
Wirtschaftsordnung ist um so erfolgreicher, je mehr 
sich der Staat zurückhält und dem einzelnen seine 
Freiheit läßt." Diese Ausführungen des Herrn Bun-
deskanzlers in seiner Regierungserklärung vom 
4. Mai 1983 konnten nur so verstanden werden, daß 
die Bundesregierung entsprechend der Regierungs-
erklärung von 1982 eine Erneuerung der Markt-
wirtschaft in Angriff nehmen würde. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Auch bitte in der 
Landwirtschaft!) 

Das bedeutet, daß der Bereich öffentlicher Beteili-
gungen und Dienstleistungen privatisiert werden 
sollte, für den es keinen Handlungsbedarf des Staa-
tes aus hoheitlichen Gründen gibt. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 
Meine Fraktion befindet sich in vollster Überein-

stimmung mit der Gruppe der CSU, daß ein ge-
schlossenes und zügiges Gesamtkonzept der Priva-
tisierung wünschenswert ist und bleibt. 

(Zurufe von der SPD) 
Nichtsdestotrotz aber wollen wir mit der Privatisie-
rung beginnen und fortfahren, auch ehe ein solches 
Gesamtkonzept vorliegt. Denn, meine Damen und 
Herren, die Erstellung eines solchen Konzepts dau-
ert uns zu lange. 

Heute, zur Hälfte der Wahlperiode, begrüßen wir 
einen zweiten konkreten Schritt bei der Privatisie-
rung. Nach einer Teilveräußerung von VEBA-Ak-
tien hat das Kabinett in seiner gestrigen Sitzung 
ein weiteres Teilkonzept verabschiedet. Es ist zu 
begrüßen, daß, vielleicht unter dem Eindruck unse-
rer mündlichen Anfrage von heute, das Kabinett die 
Vorlage des Finanzministers endlich behandelt hat. 
Ich will aber keinen Zweifel daran lassen, daß die 
Bewertung des Ergebnisses das ausdrückt, was ich 



9442 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode -- 128. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1985 

Dr. Weng (Gerlingen) 
selbst vor einiger Zeit gegenüber dem Deutschen 
Fernsehen in dieser Frage geäußert habe. Ich er-
klärte: Ich hoffe nicht, daß der Berg kreiße und ein 
Mäuslein gebäre. Nun hat er — ich übernehme eine 
Bewertung aus der Presse, nämlich der „Stuttgarter 
Zeitung" von heute — eine Schnecke geboren. 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion kann 
in dieser Entscheidung des Kabinetts aus ord-
nungspolitischen Gründen nur einen Startschuß für 
wesentlich weitergehende Bemühungen sehen, 
wenn der politische Wille des Bundeskanzlers aus 
der Regierungserklärung umgesetzt werden soll. 

(Beifall bei der FDP — Wolfram [Reckling

-

hausen] [SPD]: Dazu brauchen Sie eine 
Aktuelle Stunde?) 

Es wird sich hierbei nicht nur um die Veräuße-
rung einiger Anteile von Bundesbeteiligungen han-
deln können, sondern es müssen selbstverständlich 
alle im Bundesbesitz befindlichen Beteiligungen 
auf den Prüfstand. Dazu gehören auch Beteiligun-
gen und Dienstleistungen im Bereich der Sonder-
vermögen von Bahn und Post. 

Meine Damen und Herren, ich will auch nicht 
verhehlen, daß in der Frage der Privatisierung mein 
persönlicher Glaube an die Durchsetzungsfähigkeit 
des Herrn Bundesfinanzministers ein ganz klein 
wenig ins Wanken gekommen ist. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ist die FDP so 
stark?) 

Meine Fraktion wird in Sachen Privatisierung nicht 
ruhen. Wenn es hier nur in kleinen Schritten voran-
geht, so werden wir viele kleine Schritte fordern. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Wie bei den 
Subventionen!) 

Niemand soll denken, daß die Liberalen im Deut-
schen Bundestag in diesem Politikbereich mit we-
nig zufriedenzustellen sein werden. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Schierholz 
[GRÜNE]: Viele kleine Schritte rück

-

wärts!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wieczorek. 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daß aus-
gerechnet die FDP als einer der Koalitionspartner 
eine Aktuelle Stunde durchsetzt, um eine gerade 
getroffene Regierungsentscheidung zu diskutieren, 
Herr Dr. Weng, finde ich schon bemerkenswert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es macht nämlich so richtig das Hin und Her in 
Ihrer Koalition deutlich. Das Nennen neuer Privati-
sierungsnamen, die hier immer wieder nachgescho-
ben werden, zeigt uns sehr klar, was bei Ihnen 
eigentlich los ist. Sie wissen nämlich überhaupt 
nicht, was Sie wollen. Sie haben mit dem Stichwort 
Privatisierung reinen Etikettenschwindel betrie-
ben. Denn Sie privatisieren gar nichts; Sie verkau-
fen Bundesanteile an einem privatwirtschaftlich ge

-

führten Unternehmen. Das können Sie doch nicht 
Privatisierung nennen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben uns gefragt, warum der Bundesfinanz-
minister ausgerechnet jetzt dazu kommt, eine Zwi-
schenentscheidung zu treffen. Wir können es uns 
nur so erklären, daß er wieder einmal ein Loch in 
der Kasse hat und dieses Loch stopfen will. Es gibt 
im Augenblick überhaupt keine andere Begrün-
dung dafür, als daß die Einnahmeseite wieder ein-
mal nicht stimmt. Der Bundesfinanzminister hat ja 
große Probleme, wenn es darum geht, seinen Haus-
halt nach der neuen Steuerschätzung in Ordnung 
zu bekommen. 

Die Bundesregierung hat immer ordnungspoliti-
sche Gründe in den Mittelpunkt gestellt. Herr Kol-
lege Wissmann hat in einer Presseerklärung gesagt, 
mit der Teilprivatisierung werde mehr persönliche 
Freiheit erreicht. Ich möchte doch gerne sehen, in-
wiefern die Betroffenen in dem Unternehmen mehr 
persönliche Freiheit haben, wenn sie der Kontrolle 
der Banken unterliegen und nicht mehr der Kon-
trolle der öffentlichen Hand. Aber das ist Ihr Pro-
blem. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ob die Anhänger einer 
Entstaatlichungspolitik mit dem Regierungsbe-
schluß, der ja nur wenige Teilprivatsierungen vor-
sieht, zufrieden sind, müssen wir gerade nach dem 
Vortrag von Herrn Weng bezweifeln. Aber entschei-
den Sie selbst. 

Für meine Fraktion gilt grundsätzlich: Wo es 
keine gezielte Verstaatlichung gegeben hat, kann es 
auch keine ordnungspolitisch begründete Privati-
sierungsaktion geben. 

Der überwiegende Teil des Beteiligungsbesitzes 
des Bundes ist von Rechtsvorgängern ererbt. Wir 
sollten ihn an unsere Kinder weitergeben. Daneben 
hat es zahlreiche Neugründungen gegeben. Diese 
sind seinerzeit bewußt in einer solchen Form ge-
macht worden. Herr Dr. Weng, sicherlich hat auch 
Ihr Nachbar, Graf Lambsdorff, an diesen Gründun-
gen sogar mitgewirkt. Aber wahrscheinlich will er 
seine Politik hier verändern. 

Daß man mit staatlichen Beteiligungen eine ge-
zielte Industriepolitik machen kann, zeigt ja im üb-
rigen auch das bayerische Beispiel. Für mich hebt 
sich die pragmatische Haltung von Herrn Strauß 
wohltuend von den ideologischen Diskussionen der 
übrigen Koalitionspartner ab. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]) 

Die SPD hat keine ideologischen Vorbehalte ge-
gen die privat geführten Unternehmen. Die SPD-
Fraktion — das betonen wir noch einmal — bejaht 
ausdrücklich die Marktwirtschaft, Herr Graf 
Lambsdorff, die den Besitz am Unternehmen durch-
aus auch dem Staat zubilligt. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Weng [Gerlin-
gen] [FDP]) 

Ich glaube, daß wir diese Unternehmen nicht als 
Spielwiese für Lösungen betrachten dürfen. 
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Der Kollege Weng — das muß ich immer wieder 

in den Vordergrund stellen — hat in der letzten 
Haushaltsdebatte hier gesagt, daß er eine „größere 
Beute" haben möchte. Er ist auf „Beute" aus. Meine 
Damen und Herren, was bedeutet es eigentlich, 
wenn jemand „Beute" machen will? Dann möchte er 
sich doch etwas aneignen, was ihm normalerweise 
nicht zusteht. Herr Dr. Weng, Sie fordern den Bun-
desfinanzminister auf, Beute zu machen, indem er 
Volksvermögen verschleudert. Dafür können Sie 
die Zustimmung der SPD-Fraktion nicht erhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Friedmann. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion dankt dem Bundesfinanzminister und 
der Bundesregierung dafür, daß sie mit der Privati-
sierung voranmachen. Ich bin dem Bundesfinanz-
minister auch dankbar dafür, daß er diese Arbeit 
umsichtig und besonnen, nicht überhetzt angeht. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

Verehrter Herr Wieczorek, es geht nicht darum, 
aus ideologischen Gründen ein Stück Privatisie-
rung zu betreiben. Ich bin schon der Meinung, wir 
sollten das Ganze aus praktischen Überlegungen 
heraus angehen. Vielleicht sind wir uns sogar darin 
einig, daß sich der Staat dort, wo er nichts zu su-
chen hat, zurückziehen sollte, damit er sich um so 
mehr seinen eigentlichen Aufgaben widmen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Roth [SPD]: 
Was ist mit der Post?) 

Ich darf Ihnen versichern: Es geht nicht darum, 
zusätzliche Einnahmen im Bundeshaushalt zu er-
zielen. Es geht dabei ohnehin um minimale Einnah-
men, die auf Jahre verteilt sind. Da es uns ein Anlie-
gen ist, auch die kranken Bundesunternehmen zu 
sanieren, bevor sie privatisiert werden können, 
wird man die meisten Einnahmen ohnehin dazu be-
nötigen, kranke Unternehmen zu sanieren, bevor 
sie privatisiert werden können. 

(Zurufe von der SPD) 

Wenn Sie sagen, hier stimme etwas nicht, im 
Bundeshaushalt klaffe ein Loch: Wie kann man 
denn, da wir die Neuverschuldung auf maximal 25 
Milliarden DM in diesem Jahr heruntergedrückt 
haben, von einem unvorhergesehenen Loch spre-
chen? Sie wissen selber, lieber Herr Wieczorek, daß 
das nicht zutrifft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und meine Herren, es sind meh-
rere Gründe, die wir haben. Es sind zum einen ord-
nungspolitische Gründe: Der Staat soll sich dort 
nicht betätigen, wo es Private besser können. Es 
gibt auch haushaltspolitische Gründe. Ich erlebe 
immer wieder, wie plötzlich Anforderungen aus 
dem Bereich der Bundesunternehmen auf den 
Haushalt zukommen, mit denen kein Mensch ge-
rechnet hat. Solche unvorhergesehenen haushalts-
politischen Mehrbelastungen sollten wir uns vom 
Halse halten. 

Wir legen auch Wert darauf, daß durch die Priva-
tisierung des Bundes den Ländern und Gemeinden 
ein Beispiel gegeben wird. Sie sollen nachfolgen. 

Vor allen Dingen liegt mir sehr daran, daß der 
Bund durch die Privatisierung nicht mit Diskussio-
nen belastet wird, mit denen er eigentlich nichts zu 
tun haben sollte. Wenn — wie geschehen — ein 
Bundesunternehmen Schlagstöcke herstellt und 
dem persischen Schah zur Unterdrückung seiner 
innenpolitischen Gegner liefert und der Bund des-
halb diese unliebsame Diskussion am Halse hat, 
dann ist das ein typisches Beispiel dafür, womit 
sich der Bund nicht herumschlagen sollte. 

(Roth [SPD]: Warum steht das Unterneh-
men nicht auf der Liste?) 

Ich möchte auch großen Wert darauf legen, daß 
wir bei allen diesen Überlegungen ganz konkret 
und gezielt von Fall zu Fall vorgehen. Ich beobachte 
mit Sorge, wie zur Zeit eine Diskussion über Arbeit-
nehmer erster und zweiter Klasse entsteht. Man 
erweckt den Eindruck, erste Klasse sei der, der bei 
einem Bundesunternehmen arbeitet; zweite Klasse 
jener, der bei einem privaten Unternehmen arbei-
tet. Das ist eine völlig falsche Gewichtsverlagerung. 
Jede Arbeit ist gleichwertig, egal, ob hier oder dort. 

Ich möchte Sie auch bitten, das Ganze losgelöst 
von jeder Polemik zu betrachten. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das kann der 
Wieczorek gar nicht!) 

— Herr Weng, wenn Sie Eile anmahnen, so habe ich 
Verständnis für Ihre Ungeduld. Aber lieber etwas 
besonnener und umsichtiger vorgehen als in fal-
scher Hektik Bewegungen auslösen, die uns hinter-
her unnötig zu schaffen machen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

Insoweit betrachten wir das, was das Kabinett ge-
stern beschlossen hat, als einen ersten, aber mit 
Sicherheit richtigen Schritt in die richtige Rich-
tung. 

Es hängen mit der Privatisierung so viele Überle-
gungen zusammen, daß man das alles gar nicht von 
heute auf morgen so Hals über Kopf übers Knie 
brechen kann. Das wollen wir nicht. Insoweit begrü-
ßen wir es, daß die Dinge besonnen vorangebracht 
werden. Aber das wird eine Daueraufgabe über 
mehrere Wahlperioden hinweg sein. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

Es ist auch nicht unsere Überlegung zum jetzigen 
Zeitpunkt, Bahn oder Post als Ganzes zu privatisie-
ren, wohl aber liegt uns daran, daß sich neu hinzu-
wachsende Märkte auf diesem Gebiet möglicher-
weise der Konkurrenz zu stellen haben. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wollen Sie 
wirklich die Post privatisieren?) 

Und ein letztes: Auch wenn es gelingt, privat-
rechtliche Rechtsformen für staatliche Tätigkeiten 
zu finden, so ist dies schon ein Schritt in Richtung 
Privatisierung, der nicht unterschätzt werden 
sollte. 
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Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wieczorek 
[Duisburg] [SPD]: Das hat aber mit dieser 
Privatisierung gar nichts zu tun! — Roth 

[SPD]: Das war der Elan der Wende!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Absolut unver-
ständlich ist uns, wie der Bundeshaushalt ausge-
rechnet durch den Verkauf der gewinnträchtigsten 
Betriebe konsolidiert werden soll. So hat der Bund 
im Jahre 1984 von seinen Beteiligungen rund 22,3 
Millionen DM mehr an Gewinnausschüttungen ein-
kassieren können als 1983. Dabei standen die bevor-
zugten Privatisierungskandidaten an der Spitze: 
Knapp 47 Millionen DM von der Lufthansa. Der 
VIAG-Konzern hat seinen Jahresüberschuß um 93 
Millionen DM auf 109 Millionen DM gesteigert. Die 
Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank konnte 
ihren Jahresüberschuß verdoppeln. Warum man auf 
diese Gewinne verzichten soll, mit denen man die 
defizitären und unverkäuflichen Betriebe wie die 
Salzgitter AG über Wasser halten kann, ist nicht 
einzusehen. 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Wir GRÜNEN halten nicht die Privatisierung, 
sondern den politisch verantwortlichen Umgang 
mit den Bundesunternehmen für das Gebot der 
Stunde. Das Elend dieser ganzen Diskussion be-
steht doch darin, daß die Bundesregierung die Bun-
desbetriebe allein unter dem Gesichtspunkt des un-
ternehmerischen Erfolgs oder Mißerfolgs betrach-
tet und die Möglichkeit, diese Betriebe als politi-
sche Steuerungsmittel einzusetzen, völlig außer 
acht läßt. 

Ein Beispiel für den Dilettantismus in diesem Be-
reich wurde uns heute in der Fragestunde von 
Staatssekretär Spranger vorgeführt, als es um die 
Fluorbelastungen durch ein bundeseigenes Alumi-
niumwerk ging. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Statt daß der Staatssekretär deutlich machen wür-
de, daß der Bund hier vorbildlich vorangeht, zieht er 
sich wie jedes x-beliebige Unternehmen darauf zu-
rück, daß die Ursächlichkeit noch nicht absolut ge-
klärt sei, daß man abwarten müsse usw. usw. 

Das Eigentum des Bundes an Flughäfen, Luft-
hansa, Bundesbahn usw. könnte die Grundlage für 
die Entwicklung eines ökologischen Verkehrskon-
zeptes bilden. Statt dessen machen sich Lufthansa 
und Bundesbahn gegenseitig Konkurrenz. 

Der Bund hätte mit seinem Einfluß auf den Ener-
giekonzern VEBA den Vorreiter machen können 
für die Entwicklung eines planvollen energiespa-
renden und umweltschonenden Aufeinanderwir-
kens von Energiegewinnung und -verarbeitung. 
Statt dessen wurde diese Chance für die einmalige 
Einnahme von 770 Millionen DM verschenkt — ein 
Betrag, der allein beim Verzicht auf den Hochtem-

peraturreaktor und den Schnellen Brüter 1984 hätte 
eingespart werden können. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Konzeptionslos!) 

Der Einfluß auf das Volkswagenwerk könnte zur 
beschleunigten Einführung von weniger umwelt-
schädlichen Autos genutzt werden. Der Einfluß der 
Gemeinden und Kreise auf die Sparkassen könnte 
zur Verbilligung von Krediten für Handwerker und 
Kleinbetriebe geltend gemacht werden. In allen die-
sen Bereichen könnte der öffentliche Einfluß durch 
den Verzicht auf die Profitmaximierung im Zielka-
talog der Unternehmen auch beschäftigungspoli-
tisch nutzbringend eingesetzt werden. 

Gott sei Dank aber — das ist ja auch in dem Bei-
trag des Kollegen Weng angeklungen — wird der 
von Stoltenberg beschworene Beitrag zur Erneue-
rung der Sozialen Marktwirtschaft wohl doch nicht 
so radikal betrieben werden, wie bei dem Wortge-
klingel zu befürchten war. Sie findet mindestens 
dort ihre Grenzen, wo Eigeninteressen einge-
schränkt werden sollen. Von 1970 bis 1984 sind 125 
Beamte in die Geschäftsleitung der Unternehmen 
mit Bundesbeteiligung übergewechselt. Waldemar 
Schreckenberger findet man im Aufsichtsrat der 
VEBA-Tochter STINNES wieder, CSU-Politiker 
Althammer als Vorstandsmitglied der Lastenaus-
gleichsbank, Ex-CDU-Haushaltsexperte Schröder 
als Geschäftsführer der Deutschen Entwicklungs-
gesellschaft, DEG. Da findet sich manch liebgewor-
denes Pöstchen und lukrativer Nebenjob, auf den 
man 13 Jahre hat warten müssen und auf den zu 
verzichten sicherlich nicht leichtfallen würde. Inso-
fern besteht für uns Anlaß zur Hoffnung, daß es die 
Bundesregierung erst einmal bei dieser Privatisie-
rungswelle bewenden läßt. 

Ich möchte zum Schluß darauf hinweisen, daß 
eine Privatisierungsdebatte, nur auf die öffentli-
chen Unternehmen bezogen, viel zu kurz greift. So 
haben wir z. B. schon seit Jahren eine schleichende 

 Privatisierung der inneren Sicherheit. Die Existenz 
der schönfärberisch als Sicherheitsdienste bezeich-
neten Privatarmeen vom Schlage der schwarzen 
Sheriffs des Münchener ZSG stellt eine weitaus 
größere Bedrohung für das staatliche Gewaltmono-
pol dar als jede nur denkbare Kasernenblockade. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Riedl (München). 

(Zuruf von der SPD: Erich, vergiß die Post 
nicht!) 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf in dieser Aktu-
ellen Stunde zu vier Punkten kurz Stellung neh-
men. 

Erstens. Meine Fraktion und insbesondere die 
Mitglieder der Haushaltsgruppe — also die dem 
Haushaltsausschuß angehörenden Abgeordneten — 
haben diese Bundesregierung von Anfang an wie-
derholt gebeten, den Weg der Privatisierung zu be-
schreiten. Wir haben dabei immer die grundsätzli- 
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che Erwartung ausgesprochen, daß der Beteili-
gungsbesitz des Bundes in angemessener Frist auf 
solche Beteiligungen reduziert wird, bei denen ein 
wichtiges Interesse des Bundes vorliegt und bei de-
nen sich der vom Bund angestrebte Zweck nicht 
besser und wirtschaftlicher auf andere Weise errei-
chen läßt. Wenn dies von der SPD bezweifelt wird, 
muß sie sich darüber im klaren sein,  daß unsere 
Position in vollem Einklang mit dem Gesetz, und 
zwar mit § 65 der Bundeshaushaltsordnung, steht. 
Wir begrüßen deshalb den gestrigen Beschluß des 
Bundeskabinetts in zweifacher Hinsicht: bestimmte 
Bundesbeteiligungen zu verringern und ein Ge-
samtkonzept für die Privatisierungs- und Beteili-
gungspolitik des Bundes vorzulegen. 

Zweitens. Ich möchte um die Frage, wohin die 
Erlöse aus der Veräußerung von Bundesbeteiligun-
gen fließen und welche Qualität dies hat, gar nicht 
herumreden. Diese Erlöse werden als Einnahmen 
in den Bundeshaushalt eingestellt und dienen, weil 
dies rein rechnerisch auch gar nicht anders sein 
kann, dem weiteren Abbau der Nettokreditaufnah-
me; denn — davon gehen wir in unserer Politik aus 
— in dem Maße, wie die Nettokreditaufnahme abge-
baut wird, steigt der private Spielraum, sinken die 
Zinsen und steigt die wirtschaftliche Belebung. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Diese Erlöse sind für uns kein Selbstzweck. Sie 
schaffen vielmehr Freiraum für private Wirtschaft. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— Herr Kollege Roth, ich weiß j a, daß ein sozialisti-
scher Wirtschaftsexperte wie Sie dafür kein Ver-
ständnis hat, 

(Erneuter Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

aber mit Sinken der Nettokreditaufahme werden 
wir uns auch wieder in die Lage versetzen, das zu 
tun, was Sie leider Gottes nicht mehr erreicht ha-
ben: den investiven Anteil des Bundeshaushalts we-
sentlich zu vergrößern und damit zur wirtschaftli-
chen Belebung beizutragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Meine Damen und Herren — auch 
daran gibt es nicht viel herumzudeuteln —, wie die 
lange Vorbereitungszeit für diese ersten Vorschläge 
der Bundesregierung und die Nochzurückstellung 
bereits öffentlich diskutierter Privatisierungsvorha-
ben beweisen, steckt der Teufel im Detail: Was ist 
ein wichtiges Interesse des Bundes? Was das ist, 
läßt sich nicht mit einer Schablone feststellen. Man 
wird und kann es eigentlich immer nur im Einzel-
fall ermitteln. Kann der Bund beispielsweise die 
Stahlwerke Salzgitter aufgeben? Kann sich die öf-
fentliche Hand ganz aus Arbed-Saarstahl zurück-
ziehen? 

Geben Sie einmal Ihrem Kollegen Hajo Hoff-
mann, dem jetzigen Wirtschaftsminister im Saar-
land, einen Rat, was er machen soll, der arme Kerl. 
Sozialisten tun sich ja schwer. Früher waren sie 
große Verstaatlichungskünstler. Aber heute brin-
gen sie beides nicht mehr fertig: weder mehr ver-

staatlichen noch privatisieren. Das ist Ihr Dilemma, 
Herr Roth. 

(Dr. Apel [SPD]: Wir sind doch nicht im 
Karneval!) 

Der Rückzug des Bundes würde in all diesen Be-
reichen zur Schließung des Betriebes führen. Das 
ist politisch auch wieder nicht machbar. Also: Prü-
fung des wichtigen Interesses des Bundes immer 
im Einzelfall. 

Besonders schwierig — das will ich hier auch 
ganz offen zugeben — ist diese Frage für die Deut-
sche Lufthansa zu beantworten, was sich auch 
daran zeigt, daß die Koalitionspartner hierzu recht 
unterschiedliche Auffassungen haben. 

Für uns gilt bis heute das, was die Bundesregie-
rung in einer Antwort am 16. August 1983 auf eine 
parlamentarische Anfrage erklärt hat, daß die Deut-
sche Lufthansa ein Unternehmen ist, „das mit dem 
Fluglinienverkehr Aufgaben staatlicher Daseins-
vorsorge wahrnimmt". Wenn der Bundeseinfluß auf 
dieses Unternehmen gesichert sein soll, so müsse 
der Bund 75 % Anteile behalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Ausbau der Lufthansa muß unabhängig von 
spekulativen Interessen sichergestellt sein. Bei die-
ser Gelegenheit sagte die Bundesregierung, sie be-
absichtige nicht, ihren Anteil an der Lufthansa her-
abzusetzen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das gilt auch 
heute noch!) 

Viertens. Privatisierung heißt für uns, daß öffent-
liches Vermögen in private Hände gehört, wo es 
ohne Beeinträchtigung staatlicher Belange möglich 
ist und wo der Private öffentliche Dienstleistungen 
besser erfüllen kann. 

Ich könnte mir zum Beispiel vorstellen — auch 
darüber müssen wir reden —, daß man große Teile 
des Oberbaus der Deutschen Bundesbahn nicht in 
den hierarchischen Formen staatlicher Administra-
tion erledigt, sondern mehr Aufträge an kleine und 
mittelständische Bauunternehmen gibt. 

Ich kann mir auch gar nicht vorstellen, warum 
man in jedem Ministerium in Bonn eine eigene 
Kraftfahrzeugwerkstatt unterhält. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Jawohl!) 

In den Kommunen gibt es unzählige Beispiele für 
Privatisierung, angefangen von den eigenen Druk-
kereien bis zu den eigenen Gebäudereinigungsdien-
sten. 

Mein Schlußsatz ist ein Zitat, das ich der Hand-
werkskammer Trier verdanke: 

Ein Staat, der Wäsche wäscht, Kinder hütet, 
Rinder schlachtet, Fußböden putzt und Blumen 
züchtet, muß zwangsläufig seine primären Auf-
gaben wie beispielsweise Sicherstellung der 
Energieversorgung und der öffentlichen Si-
cherheit vernachlässigen. 

Herr Kollege Wieczorek, wie wir in Bayern sagen: 
Ein Verscherbeln von Bundesunternehmen kommt 
für uns nicht in Frage. Wir wollen eine sinnvolle 
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Privatisierungspolitik im Interesse von mehr pri-
vatwirtschaftlicher Betätigung; nichts anderes. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wir bedanken 

uns auch!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es sind 
drei wichtige Aufgaben, die uns in Verbindung mit 
der Verantwortung des Bundes für Industriebesitz, 
Banken und andere Formen des gewerblichen Ver-
mögens gestellt sind. Wir haben sie auch, Herr Kol-
lege Weng, in einer ausführlichen Vorlage darge-
stellt: in dem Gesamtkonzept für die Privatisie-
rungs- und Beteiligungspolitik des Bundes, das ge-
stern einstimmig, also auch mit den Stimmen der 
Kollegen von der Freien Demokratischen Partei, 
vom Kabinett gebilligt worden ist. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Waren alle 
von der CDU da?) 

— Ich stelle das nur fest: einstimmig gebilligt, da-
mit hier nicht ein falscher Eindruck entsteht. 

Und nun komme ich zu Ihnen, Herr Wieczorek. 
Seien Sie vorsichtig! Vor allem Herr Apel! Sie sind 
schon wieder so fröhlich. 

Wir müssen die Bundesunternehmen aus der 
Krise herausführen. Das ist die erste der drei Auf-
gaben. Wir müssen erschreckende Verluste bei gro-
ßen Bundesunternehmen, die wir zur Zeit des Re-
gierungswechsels vorgefunden haben — Herr Kol-
lege Apel, Sie gehören zu den Hauptverantwortli-
chen — zunächst einmal abbauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Damit Sie nicht so übermütig werden! 

Herr Kollege Wieczorek, Sie haben davon gespro-
chen, wir würden Volksvermögen verscherbeln. Soll 
ich Ihnen mal eine Zahl in Erinnerung rufen? 

(Unruhe bei der SPD) 

Der Deutsche Bundestag mußte von 1970 bis 1982 
4,2 Milliarden DM aus Steuermitteln oder auf Pump 
den Bundesunternehmen zuführen, 

(Eigen [CDU/CSU]: So ist das!) 

auf Grund einer Mißwirtschaft, mit der Sie sich 
noch einmal beschäftigen sollten, was Ihre eigene 
Verantwortung betrifft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Dr. Apel [SPD]) 

Wenn wir also vom Verscherbeln von Volksvermö-
gen und von der Verschwendung von Steuergeldern 
reden wollen und wenn das Ihre Stichworte sind, 

(Dr. Apel [SPD]: Mein Gott!) 

dann will ich Ihnen nur sagen: Eine in vielen Punk

-

ten mangelhafte Wahrnehmung der Unternehmer

-

verantwortung durch die in jener Zeit politisch Zu

-

ständigen hat dazu geführt, daß der deutsche Steu-
erzahler in zwölf Jahren über 4 Milliarden DM hin-
zuführen mußte. Deswegen sollten Sie etwas vor-
sichtiger sein 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die Unter-
nehmen verkaufen Sie doch nicht! — Wei-

tere Zurufe von der SPD) 

mit überheblichen Bemerkungen und Vorwürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind hier auf dem Weg, und das ist eine große 
Anstrengung. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie verkau-
fen doch nicht Kühe! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Nun seien Sie doch nicht so aufgeregt! — Der 
Vorstand des Salzgitter-Konzerns hat es vor weni-
gen Tagen veröffentlicht: in dem Jahr, in dem der 
Regierungswechsel stattfand und in dem ich die po-
litische Verantwortung übernahm, hat allein das 
Unternehmen Salzgitter sage und schreibe 630 Mil-
lionen DM Verlust gemacht, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Waren Sie 
nicht der Minister?) 

allein in jenem Jahr 630 Millionen DM Verlust. Da 
können Sie überhaupt keine Ablenkungsmanöver 
machen. Sie müssen sich mit dieser Zahl auseinan-
dersetzen. Auf Grund der vom Alleineigentümer 
Bund im Vorstand und im Aufsichtsrat dann einge-
leiteten Schritte wurde dieser Verlust im nächsten 
Jahr auf rund 430 Millionen DM zurückgeführt. 
Jetzt, im dritten Jahr, zeichnet sich nach Auskunft 
des Vorstandes ab, daß der Verlust höchstens 100 
Millionen DM betragen wird und vielleicht — das 
Geschäftsjahr ist ja noch nicht zu Ende — gegen 
Null tendiert. Das ist eine gewaltige Anstrengung 
aller Beteiligten, aber auch des Bundesministeri-
ums der Finanzen als Anteilseigner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage das einmal allen, die meinen, wir seien auf 
diesem Gebiet nicht engagiert und verantwortungs-
bewußt tätig. Das gilt auch für andere Unterneh-
men. Das erwähnte Unternehmen ist nicht das ein-
zige — es ist sicher durch besondere Strukturpro-
bleme belastet —, bei denen dies am wichtigsten ist. 
Wir müssen aber auch den Unternehmen, die noch 
länger oder vielleicht dauerhaft im Eigentum des 
Bundes verbleiben, eine Zukunftsperspektive ge-
ben. Ich bin der Meinung — wir haben darüber mit 
dem Vorstand und dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
vor kurzem gesprochen —, daß z. B. Salzgitter posi-
tive Zukunftsperspektiven hat, auch auf neuen Ge-
bieten wie der Elektronik und der Umwelttechnolo-
gie. Ein Prozeß der Gesundung kann nicht nur in 
der Schrumpfung bestehen. Es müssen auch zu-
kunftsweisende neue Gebiete aus der Kapazität des 
Unternehmens heraus erschlossen werden. 

Die zweite Aufgabe ist, mittelbare Bundesbeteili-
gungen zu überprüfen. Die Bilanz der 70er Jahre, 
fortgeschrieben bis 1982, zeigt, daß zahlreiche Bun-
desunternehmen zu viele Gesellschaften aufgekauft 
haben. Das schöne Stichwort Diversifikation war 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 128. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. März 1985 	9447 

Bundesminister Dr. Stoltenberg 
nicht immer erfolgreich. Sicher sind Zukäufe im 
Sinne einer Abrundung im Einzelfall sinnvoll gewe-
sen; in vielen Fällen aber waren sie fragwürdig, wie 
die  Entwicklung  der Bilanzen zeigt. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Allerdings!) 

Über 100 mittelbare Bundesbeteiligungen sind hin-
zugekommen. In den letzten zwei Jahren sind über 
20 Beteiligungen veräußert worden. Dabei werden 
wir weiterhin, soweit der Bund mitwirkt, neben den 
Organen der Unternehmen natürlich im Einzelfall 
darauf achten, daß auch unter Beachtung der Be-
lange der Arbeitsplätze der Mitarbeiter veräußert 
wird. Wir veräußern nicht um jeden Preis. Wir müs-
sen sorgfältig darauf achten, daß Unternehmen, die 
nicht mehr zum Bundesbereich gehören, in gute 
Hände kommen. 

Nun kommt der dritte Punkt, der Anlaß für die 
Aktuelle Stunde ist die Verringerung oder Veräuße-
rung direkter Bundesbeteiligungen. Dafür — Herr 
Kollege Wieczorek, ich sage das noch einmal — sind 
ordnungspolitische Gründe maßgebend, doch nicht 
fiskalpolitische 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ideologi

-

sche!) 

— entschuldigen Sie, ordnungspolitische Gründe, 
die Sie als ideologische bezeichnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nein, es geht um die Frage, was die wirklichen Auf-
gaben des Staates in der Konzentration auf das 
Wesentliche sind, natürlich auch im Bereich der 
Wirtschaft. Meine Vorredner haben das überzeu-
gend klargemacht. Ich brauche das in den wenigen 
Minuten nicht zu vertiefen. Es geht um die Konzen-
tration auf die wesentlichen Staatsaufgaben. Es 
geht auch darum, Möglichkeiten für Vermögensbil-
dung zu eröffnen, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie machen 
Geschenke, Herr Stoltenberg!) 

für eine breitere Streuung von Eigentum. Das Echo 
— vor allem bei den Belegschaften — ist, wie die 
letzte VEBA-Teilprivatisierung zeigt, sehr positiv. 

Nun als letztes: Der Zeitplan widerlegt Unterstel-
lungen, meine Kollegen der SPD. Wir haben ein 
Jahr intensiver Debatte mit den Beteiligten ge-
braucht, um ein Konzept vorzulegen. Das kann man 
nicht am Schreibtisch machen. Man muß mit den 
Betroffenen reden, ihren Sachverstand respektie-
ren und beachten, Argumente austauschen, die Be-
lange der Firmen und ihrer Mitarbeiter berücksich-
tigen. Vom Sommer 1983 bis 1984 haben wir das 
getan. Wir haben im Herbst 1984 eine erste Vorlage 
für die Ressortabstimmung zugeleitet und haben 
jetzt die Entscheidung des Kabinetts erreicht. Dies 
ist ein wichtiger Abschnitt; aber ich habe ausdrück-
lich vorgeschlagen, daß das Kabinett — und so ist 
es geschehen — mir und den anderen beteiligten 
Kollegen den Auftrag gibt, weiterzuarbeiten, zu prü-
fen, zu welchem Zeitpunkt weitere Beteiligungen 
sinnvoll veräußert werden können oder aber ob 
dem ersten Schritt einer Teilprivatisierung bei eini-
gen Unternehmen weitere folgen. Denn es ist nicht  

nötig, daß der Bund bei jedem Unternehmen, das 
auf der Liste steht, dauerhaft Anteilseigner bleibt. 

(Beifall des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]) 

So empfinde ich auch den Zuspruch und die Ermah-
nungen, Herr Kollege Weng, der Freien Demokra-
ten durchaus als einen Ansporn. Ich habe um so 
mehr Verständnis dafür, weil die Freie Demokrati-
sche Partei jetzt Konzepte frei verfolgen kann, an 
deren Verwirklichung sie zwölf Jahre lang in der 
alten Koalition gehindert wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Esters. 

Esters (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Bundesfinanzminister hat hier soeben 
Zahlen darüber genannt, wie bestimmte Unterneh-
men, die im Bundesbesitz sind oder an denen der 
Bund beteiligt ist, von 1970 bis 1982 unterstützt wor-
den sind bzw. Finanzhilfen bekommen haben. Herr 
Minister, die Unternehmen, die Sie jetzt privatisie-
ren oder teilprivatisieren, haben meines Wissens in 
dieser Zeit keinen Pfennig bekommen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Im Gegenteil!) 

Jedes Jahr, Herr Minister, legt uns der Bundes-
rechnungshof mit seinen Prüfungsbemerkungen 
auch dar, der Bund möge sich von den Unterneh-
men trennen, die ihm und damit dem Steuerzahler 
über Jahre hinweg und auch für die Zukunft ables-
bar Verluste einbringen. Wir nehmen diese Bemer-
kungen des Rechnungshofes hier immer zustim-
mend zur Kenntnis, d. h. wir unterstützen dies. Aber 
genau auf diesem Gebiet geht nichts; dort bewegt 
sich überhaupt nichts. 

Die Erlöse aus der Privatisierung — darin sieht 
der Kollege Friedmann, der das hier soeben noch 
einmal ausgeführt hat, das Hauptmotiv der Privati-
sierung überhaupt — sollten dazu dienen, nicht 
Haushaltseinnahmen zu erzielen 

(Uldall [CDU/CSU]: Das hat er doch gar 
nicht gesagt! Er hat genau das Gegenteil 
gesagt! — Dr. Apel [SPD]: Natürlich hat er 

das gesagt!) 

— Moment, wenn Sie genau zugehört hätten, hätten 
Sie gehört, daß ich gesagt habe: nicht Haushaltsein-
nahmen zu erzielen —, 

(Uldall [CDU/CSU]: Dann dürfen Sie das 
„nicht" nicht verschlucken!) 

sondern es gehe darum, die durch den Erlös gewon-
nenen Mittel einsetzen zu können, um kranke Un-
ternehmensteile, an denen der Bund beteiligt ist 
oder die im Bundesbesitz sind, gesund zu machen 
und dann zu privatisieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Debatte 
muß man zuhören, was der Vorredner ge-
sagt hat! Sonst hat eine Debatte gar keinen 

Sinn! — Zurufe von der SPD) 
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— Dies hat der Kollege Friedmann soeben gesagt, 
und der Bundesfinanzminister bestätigt dies im 
Grunde auch. 

Allerdings dürfen die Veräußerungen nicht allein 
zur Sanierung des Bundeshaushalts herangezogen 
werden. Dies kann nicht sein. Die Mittel müßten 
dann im Bereich der industriellen Beteiligungen 
des Bundes wieder in Ansatz gebracht werden, um 
Unternehmensteile, die jahrelang, wie Sie richtig 
gesagt haben, vom Steuerzahler gelebt haben, ge-
sund zu machen. Dazu wird nichts beigetragen. 
Hier wird in dem Teil, wo kranke Unternehmensbe-
reiche dem Bund auch in Zukunft, Herr Minister, 
erhalten bleiben, nichts bewegt. Wo der Bund aber 
Einnahmen erzielt und keine Ausgaben tätigen 
muß, wird etwas veräußert. Dies ist dann auch eine 
Verschleuderung von Steuermitteln. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Deutsche 
Bundestag ist doch immer noch für eine Überra-
schung gut. Der Abgeordnete Vogel (München) 
wurde aufgerufen; mal sehen, ob das Kontinuität, 
Wende oder Wechsel wird. 

An die Adresse der GRÜNEN, meine Damen und 
Herren: Wollen Sie nun eigentlich alternative 
Kleinbetriebe, oder wollen Sie staatliche Tätigkeit 
im Wirtschaftsleben?  Sie müssen sich entscheiden. 
Nach dem Motto „Wir wissen nicht, wohin wir wol-
len, aber das mit Entschlossenheit" können Sie 
diese Fragen nicht beantworten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Wieczorek, wenn Sozialdemokraten über 
Privatisierung reden, dann kommt einem das ein 
bißchen so vor, als wenn der Direktor einer 
Schnapsfabrik über den Kampf gegen Alkohol pre-
digt. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Von jemandem, der eine so große Konferenz abhält, 
wie Sie das am vorigen Wochenende getan haben, 
und dort kein Wort gegen die Verstaatlichungs-
pläne der Ihnen nahestehenden und befreundeten 
IG Metall sagt, kann man nicht erwarten, daß er für 
Privatisierung und die ordnungspolitische Kompo-
nente überhaupt Verständnis hat. 

Herr Bundesfinanzminister, wir haben Ihren er-
sten Vorschlag, den Sie vor einer Reihe von Mona-
ten gemacht haben, sehr gut gefunden; wir haben 
ihn sofort begrüßt. Nun, aus dem ansehnlichen Pa-
ket ist eher ein Päckchen geworden. Es steht viel-
leicht ein wenig die Überlegung dahinter: Mögen 
täte ich schon, trauen täte ich mich auch, aber dür-
fen darf ich nicht so ganz. 

(Heiterkeit) 

Den Kabinettsbeschlüssen von gestern, die völlig in 
die richtige Richtung zielen — Herr Friedmann und 
Herr Riedl haben absolut recht —, fehlt der 

Schwung und der Zugriff, auf den wir uns verstän-
digt hatten. Das ergibt sich aus dem Thema „Luft-
hansa", und zwar nicht, weil wir nicht gesagt hät-
ten: Herr Bundesfinanzminister, wenn es da 
schwierig wird, stellen wir es zurück; da muß man 
sich einigen. — Es lassen sich übrigens Wege und 
ein Formular finden, die die Interessen beider Sei-
ten berücksichtigen. 

Allerdings machen mich die Gründe, die der Bun-
desinnenminister in einem Brief dafür angeführt 
hat, zweifeln, ob denn da eigentlich die richtige 
Grundauffassung vorliegt. Er vermißt ein „schlüssi-
ges Gesamtkonzept". Haben Sie ihm das nicht vor-
gelegt? Er vermißt „industriepolitische Vorstellun-
gen". Hat er die Antwort auf die Große Anfrage 
nicht gelesen? Er meint, ein national carrier müsse 
voll im Bundesbesitz sein. Gucke er sich einmal im 
Ausland um, wie Luftfahrtgesellschaften, die sich in 
Privatbesitz befinden, hervorragend arbeiten. Wir 
kennen sie alle. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Meine Damen und Herren, man muß nicht nur 
an die „Iberia" denken, man kann auch einmal an 
die „Swissair" denken. — Der Bundesinnenminister 
meint, es könnte eine Forderung seitens der Aktio-
näre nach Anhebung der Dividende kommen. Das 
ist allerdings der Punkt: Daß ein Unternehmen, das 
sich im Wettbewerb bewegt, seinen Aktionären 
auch Dividende zahlen muß und daß ein öffentli-
cher Anteilseigner darauf verzichten kann, ist ja die 
Wettbewerbsverzerrung. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, dann schreibt er: Un-
abhängig von den grundsätzlichen Einwendungen 
gegen das gesamte Privatisierungskonzept ... Das 
heißt auf deutsch, wenn ich es so formulieren darf: 
Das Ganze ist nach seiner Auffassung ein Schmar-
ren. So allerdings sehen wir es nicht. Wir sehen es 
auch haushaltspolitisch nicht als dringend an. Es ist 
hier mit Recht darauf hingewiesen worden, daß 
vielmehr die Ordnungspolitik der entscheidende 
Gesichtspunkt ist: Der Staat muß aus einer Tätig-
keit heraus, in der Private tätig sein sollen, in der 
die private Wirtschaft die Aufgaben besser oder 
gleich gut erledigen kann. Das ist der Grund. 

Der Bundeskanzler hat gestern abend in seiner 
bemerkenswerten Rede gesagt — ich greife das im 
Zusammenhang mit dem Thema „Ordnungspolitik" 
auf —, es gehe nicht nur darum, den Ludwig-Er-
hard-Preis zu gewinnen, sondern auch darum, die 
nächste Bundestagswahl zu gewinnen. Ich gebe uns 
allen und der Bundesregierung, auch dem Herrn 
Bundeskanzler, den Ratschlag: Versuchen wir doch 
einmal beides. Es geht! Sie werden es sehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Roth. 

Roth (SPD): Meine Damen und Herren! Der frü-
here Herr Wirtschaftsminister hat seine Rede mit 
einer Attacke gegen die IG Metall begonnen, weil 
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diese eine Neuordnung der Stahlindustrie verlangt 
hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Neuord

-

nung?) 

Wissen Sie, warum diese Verbitterung in der IG 
Metall herrscht und warum diese Entscheidung ge-
fallen ist? Das hat sehr viel mit Ihrer Amtsführung 
zu tun, 

(Beifall bei der SPD) 

mit der Verweigerung eines Stahlkonzepts in der 
Bundesrepublik Deutschland und mit der Situation, 
daß Zehntausende von Arbeitnehmern im Stahlbe-
reich derzeit von Arbeitslosigkeit bedroht sind. Das 
ist das Ergebnis Ihrer Politik. 

Wenn Sie von der FDP ordnungspolitischen Eifer 
haben, dann wünschte ich mir einmal einen soliden 
Diskussionsbeitrag zur Ordnungspolitik in der 
Landwirtschaft. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Na, na, na!) 

In der Landwirtschaft wurden im letzten Jahr mit 
Ihrer Zustimmung 3,5 Milliarden DM an einem 
Tage über den Tisch geschoben, und Sie bejam-
mern hier 4 Milliarden in 12 Jahren. Das ist die 
Realität. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDÜ/CSU]: 
Das sind doch Verlustausgleiche!) 

Meine Damen und Herren, betrachten wir jetzt 
für eine Sekunde die ordnungspolitische reine 
Lehre beim Thema „Privatisierung". Was geschieht 
denn? Die erfolgreichen Unternehmen werden pri-
vatisiert, und die Unternehmen, die aus strukturel-
len Gründen Verluste mache, bleiben beim Staat. 
Das ist die Wahrheit. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Was steckt denn dahinter? Sie wollen beweisen, daß 
der Staat ein schlechter Unternehmer ist. In Wahr-
heit ist es so, daß Sie es organisieren, daß eben nur 
das beim Staat bleibt, 

(Zustimmung bei der SPD) 

was im privaten Sektor überhaupt keiner will. Auch 
das ist die Wahrheit. 

(Widerspruch bei der FDP) 

An dieser Stelle will ich auch noch etwas zu Ihren 
ordnungspolitischen Wegen sagen. Nehmen wir ein-
mal die Privatisierung der beiden Banken. Ich 
möchte doch einmal im Detail darstellen, was da 
passiert. Da werden zwei Banken privatisiert. Nein, 
sie werden nicht privatisiert, sie werden teilprivati-
siert; 

(Zuruf von der FDP: Leider!) 

der Staat geht auf 51 % herunter. Das heißt, die Kon-
trolle des Staates bleibt. Aber was ist jetzt der Vor-
gang? Angenommen, diese Unternehmen, diese bei-
den Banken, machen in der Zukunft Verluste, oder 
nehmen wir den schlimmsten Fall an: Es findet 
sogar ein Bankrott statt, eine Pleite. Dann ist nach 
der Vorlage, die Sie beabsichtigen, die gesetzliche 
Situation die, daß der Staat voll das Risiko, den Ver

-

lust, die Pleite tragen muß, während 49 % aller Ge-
winne stets privatisiert werden. Das ist wahrhaftig 
eine ordnungspolitische Strategie, die ihrer Krö-
nung nicht mehr bedarf. Es ist ein Witz, was Sie auf 
diesem Gebiet veranstalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sagen doch, der Staat ist ein schlechter Unter-
nehmer. Dann müßten Sie hergehen und gerade in 
den Sektoren privatisieren, wo es nicht klappt. Aber 
das machen Sie nicht, sondern Sie schaffen für rei-
che Leute ein Papier mit hohem Ertrag, bei dem sie 
ohne jedes Risiko mitmachen, weil der Staat das 
Risiko übernommen hat. 

(Zustimmung bei der SPD — Wieczorek 
[Duisburg] [SPD]: Beute machen will er!) 

Meine Damen und Herren, Sie sollten bei diesem 
Thema mit ordnungspolitischen Überlegungen auf-
hören. Es hat wirklich keinen Sinn. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist schlichte Selbstbeweihräucherung und for-
male Erfüllung Ihrer Regierungserklärung. Und 
dann kommt der aus Bayern und sagt: Aber bei der 
Lufthansa läuft nichts. So klein wie heute bei die-
sem Thema habe ich den Grafen auch lange nicht 
gesehen, aber es war schön, ihn auch einmal klein 
zu sehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Unland. 

Dr. Unland (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie 
mich zunächst ein Wort zum verehrten Kollegen 
Graf Lambsdorff sagen, dessen Rede ich natürlich 
auf Grund der Überwindung eines dreizehnjähri-
gen Frusts gut verstehen kann; aber ich möchte, 
Graf Lambsdorff, mit einem Zitat dessen replizie-
ren, was Ihr Parteivorsitzender Bangemann auf 
dem CDU-Parteitag in Essen gesagt hat. Er sagte: 
Die Bundesregierung ist so gut, daß sie sich auch 
ungewöhnliche Sachen leisten kann. — Ich würde 
sagen: Die Koalition ist so gut, daß sie sich auch 
ungewöhnliche Reden leisten kann. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Meine Damen und Herren, wir begrüßen, daß das 
Kabinett gestern einstimmig das solide Konzept 
des Bundesfinanzministers verabschiedet hat. Ich 
lege Wert auf die Worte „einstimmig" und „solide". 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Waren denn 
alle da?) 

Wenn immer wieder versucht wird, dabei eine 
künstliche Hektik zu erzeugen, so ist das, glaube 
ich, sowohl gegenüber den Belegschaften als auch 
gegenüber den Unternehmen nicht gerecht. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Es haben 
doch im Kabinett drei Mitglieder gefehlt!) 
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Der Bundesfinanzminister hat sehr sorgfältige Ge-
spräche mit den Unternehmensleitungen und mit 
den Belegschaften geführt, und jeder, dem Mitbe-
stimmung etwas bedeutet, sollte das einfach zur 
Kenntnis nehmen. Ich glaube, daß ist richtig. 

Herr Kollege Roth, trotz aller Polemik: Wir gehen 
nicht davon ab, daß nach unserem Verständnis von 
Wirtschaftspolitik private Initiative und private un-
ternehmerische Betätigung Vorrang vor staatlicher 
Politik haben. Das ist für uns gar keine Ideologie, 
sondern es geht einfach darauf zurück, daß ein Un-
ternehmer, der ganz auf sich gestellt ist, der auf 
eigenes Risiko wirtschaften muß, besser und ver-
antwortungsvoller wirtschaftet als einer, der Vater 
Staat im Rücken hat. 

Meine verehrten Kollegen, Sie alle lesen so gut 
wie ich die Zeitung. Bei allem Respekt vor unserem 
französischen Nachbarn: Sehen Sie sich einmal an, 
wie es in der französischen Automobilindustrie 
aussieht. Ich glaube, jeder, der sich Informationen 
über die geistigen Hintergründe dieser Privatisie-
rungspolitik verschaffen möchte, sollte sich einmal 
das Kapitel III in dem gestern beschlossenen Ge-
samtkonzept der Bundesregierung — „Grundsätze 
der Beteiligungspolitik" — ansehen. 

Für uns ist die Privatisierung von Bundesunter-
nehmen — das ist bisher noch nicht gesagt worden 
— keine neumodische Angelegenheit. Schon in den 
50er Jahren haben wir mit der Privatisierung von 
Preussag, VW und VEBA den ersten Schritt getan. 
Diese damaligen Privatisierungen sind für immer 
mit den Namen der beiden verantwortlichen Bun-
desminister Hermann Lindrath und Werner Dollin-
ger verbunden. Die Anwesenheit von Werner Dol-
linger auf der Regierungsbank macht für mich sym-
bolisch die Kontinuität dieser Politik deutlich, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

die für uns keine fiskalische, sondern eine Grund-
satzangelegenheit ist. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Paßt auf die 
Lufthansa auf!) 

— Ja, darauf komme ich gleich. 

Wir bedauern es außerordentlich, daß diese Priva-
tisierungspolitik in den 70er Jahren nicht mehr wei-
tergeführt worden ist. Im Gegenteil: Die Zahl der 
staatlichen Beteiligungen ist von 1970 bis 1982 um 
sage und schreibe 261 Unternehmen gestiegen. 
Zwar ist diese Zahl Ende 1983 wieder gesunken, 
weil der Bundesanteil an der VEBA auf 30 % gesun-
ken war. Bei der Gelegenheit aber konnten Sie ler-
nen, daß die VEBA Ende 1982 an nicht weniger als 
an 465 Unternehmen beteiligt war. Ich frage mich: 
In welchem Land leben wir eigentlich, daß man 
eine solche Konzernstruktur für etwas Normales 
hält, 

(Roth [SPD]: Da haben Sie ja viel ge

-
schafft, fünf auf einen Streich! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

und wie will eigentlich eine Unternehmensleitung 
ein solches Konglomerat einigermaßen wirtschaft-
lich bewegen? Ich sehe das nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Auch wettbewerbspolitische Gründe sprechen da-
für, daß wir die Privatisierung fortsetzen. Es ist ein-
fach unzumutbar, daß der kleine mittelständische 
Unternehmer ganz auf sich gestellt ist, während der 
andere Vater Staat in Anspruch nehmen kann. Hier 
ist schon die imaginäre Zahl von 4,2 Milliarden DM 
Zuschuß des Bundes — das ist der saldierte Zu-
schuß — genannt worden. Unsere Steuerzahler ha-
ben Anspruch auf Rendite, und nicht darauf, noch 
etwas nachschießen zu müssen. 

Der Kollege Riedl hat schon gesagt, daß wir uns 
bei unserer weiteren Privatisierungspolitik streng 
an § 65 der Bundeshaushaltsordnung halten wer-
den. Ich sage ganz deutlich, daß derjenige die Be-
weislast für die gesamtwirtschaftliche Notwendig-
keit staatlicher Unternehmertätigkeit trägt, der ein 
überwiegendes öffentliches Interesse für die Beibe-
haltung glaubt behaupten zu können. Wir werden 
weiter nach dieser Maxime handeln. Dabei werden 
wir auch keine Tabus scheuen. Dabei werden wir 
auch kein Tabu Lufthansa scheuen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir re-
den hier nicht über abstrakte Vorgänge. Ich will 
daran erinnern, daß vor ziemlich genau 26 Jahren 
— fast auf den Tag genau — die Privatisierung von 
Bundesvermögen begann, damals durch eine sehr 
weitgehende Teilprivatisierung der Preussag. Vor 
25 Jahren folgte die Entscheidung über eine Teilpri-
vatisierung von VW, und vor 20 Jahren begann eine 
Teilprivatisierung von VEBA, und zwar dort, wo wir 
vor einem Jahr einen Schritt weiter gegangen sind. 
Ich rufe das in Erinnerung, Herr Kollege Jens, weil 
es ja, wenn man die Erfahrungen sieht, zum Teil 
wirklich unsinnige Unterstellungen sind, mit denen 
hier — zuletzt von Herrn Kollegen Roth — gearbei-
tet wird. 

Das Interessante ist, daß Unternehmen, die sich 
zeitweise in sehr großen Schwierigkeiten befanden 
— es gab eine Preussag-Krise —, auch durch die 
Verbreiterung der Grundlage bei den Aktionären, 
durch die nachhaltige Beteiligung privater Eigentü-
mer und durch das stärkere Interesse der Mitarbei-
ter an Belegschaftsaktien große Erfolge zu ver-
zeichnen hatten und heute zu leistungsstarken und 
gesunden Unternehmen geworden sind. 

Privatisierung ist kein sicheres Rezept für Erfolg. 
Aber die Erfahrungen von 25 Jahren sprechen da-
für, daß die Verbreiterung der Eigentümerbasis, der 
wohltuende Einfluß privaten Interesses und Enga-
gements die Voraussetzungen und die Chancen für 
einen Erfolg vergrößern. Ich erinnere auch deshalb 
daran, Herr Kollege Roth, weil damit ja eigentlich 
widerlegt ist, was Sie an Vermutungen über Teilpri-
vatisierung ausgesprochen haben. Weil es aufgrund 
der politischen Verhältnisse von 1969 bis 1982 nicht 
möglich war, in der Koalition von SPD und FDP 
auch nur einen Schritt in die richtige Richtung zu 
tun, und weil im Gegenteil mit Duldung der damali-
gen Bundesregierung die öffentliche Hand ihren 
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Beteiligungsbesitz mittelbar ständig vergrößert hat, 
haben sich natürlich auch bestimmte geistige Ver-
haltensweisen und Mentalitäten gebildet. Es ist in 
der Tat keine einfache Aufgabe gewesen, Vorstände 
und Aufsichtsräte einiger Unternehmen davon zu 
überzeugen, daß die von uns gewollte Politik richtig 
ist. Wir machen das auf dem Weg der Überzeugung 
und nicht der Anordnung. Dann braucht man zwar 
etwas mehr Zeit, aber ich bin gleichwohl für diesen 
Weg. Von einigen Äußerungen aus dem Vorstand 
der Lufthansa abgesehen, die ich öffentlich mißbil-
ligt habe und noch mißbillige, weil es nicht Aufgabe 
von Vorständen ist, dem Eigentümer die Politik vor-
zuschreiben, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

haben sich die in der Diskussion befindlichen Un-
ternehmen insgesamt kooperativ und loyal verhal-
ten. Im übrigen: Über die Lufthansa, Herr Kollege 
Riedl, reden wir in einem anderen Zusammenhang. 
Ich halte meinen Vorschlag, die Bundesbeteiligung 
auf 55 % zurückzuführen, voll aufrecht. Ich sage das, 
damit hier kein Zweifel besteht, nachdem das von 
anderer Seite angesprochen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, es ist in diesem Zu-
sammenhang auch abwegig, vor einer Begünsti-
gung reicher Leute zu reden. Ja, sind denn die vie-
len Zehntausende, die Hunderttausende, die Aktien 
an Preussag, VW und VEBA erworben haben, wirk-
lich reiche Leute? 

(Roth [SPD]: Das haben wir bei VEBA ge

-

sehen!) 

Zuletzt sind es 20 000 Mitarbeiter der VEBA gewe-
sen, die vor zwölf Monaten Belegschaftsaktien er-
worben haben. Über welches Land reden Sie eigent-
lich, Herr Roth, wenn Sie hier solche Sprüche klop-
fen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Klassenkampf-Vokabularium ist heute zwar 
für jede aktuelle Auseinandersetzung gut, aber es 
wird immer weniger Menschen überzeugen. 

Sehr geehrter Kollege Graf Lambsdorff, ich wi-
derspreche der Auffassung, daß aus dem Paket ein 
Päckchen geworden ist. Wenn es hier um eine 
schwere Last, um ein schweres Paket geht, das ich 
zu tragen habe, dann ist das zunächst einmal die 
beschriebene Aufgabe, die tief in roten Zahlen be-
findlichen Unternehmen allmählich wieder auf fe-
ste Grundlagen zu stellen. Das, was jetzt nach in-
tensiven Erörterungen für eine erhebliche Verrin-
gerung der Bundesbeteiligungen fest vorgesehen 
ist, ist schon — ich will das ausdrücklich sagen — 
ein stattliches Paket. Ich unterstreiche die Absicht, 
bei den anderen Beteiligungen, die im Kabinettsbe-
schluß genannt sind und bei denen noch Prüfungen 
erforderlich sind, in den nächsten zwei Jahren — 
jedenfalls bei einigen Unternehmen — auch zu Ent-
scheidungen zu kommen. Wir reden über das, was 
in zwei Jahren geschehen soll. Wir werden die Vor-
arbeiten — ich sagte es schon — in der Bundesre-
gierung in guter Partnerschaft weiterführen — 
auch mit den beteiligten Kollegen der FDP —, da-

mit dann eine weitere sinnvolle Verringerung der 
Bundesbeteiligungen möglich ist. 

Da hier ein altes, überholtes Schreiben des Kolle-
gen Zimmermann zitiert worden ist, will ich unter-
streichen, daß es in intensiven Gesprächen gelun-
gen ist, Bedenken, die sich zum Teil auch in diesem 
Schreiben fanden, zu zerstreuen und im Gespräch 
Einvernehmen zu erzielen. Der Bundesinnenmini-
ster trägt den Kabinettsbeschluß genauso eindeutig 
mit wie jedes andere Kabinettsmitglied; ich be-
grüße das. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß diese 
Aktuelle Stunde hier einige Aspekte deutlich ma-
chen konnte. Daß es hier zwischen den Sozialdemo-
kraten und natürlich auch den GRÜNEN auf der 
einen und uns auf der anderen Seite grundlegende 
Auffassungsunterschiede über das gibt, 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Das braucht Sie 
nicht zu irritieren!) 

was Aufgabe des Staates ist, z. B. hinsichtlich der 
Frage, ob der staatliche Einfluß, auch in der Form 
von Eigentum in der Wirtschaft, erweitert oder ver-
ringert werden soll, ist uns wohl bewußt. Wir wer-
den dafür werben, daß der Gedanke privater Initia-
tive und sozialer Verantwortung in unserer Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung weiter an Boden 
gewinnt, weil wir uns davon mehr versprechen, als 
wenn der Staat immer neue Verantwortlichkeiten 
an sich zieht, die wir besser den mündigen Bürgern 
vertrauensvoll überlassen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Daubertshäuser. 

Daubertshäuser (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Auch ich will hier, Herr Finanzmi-
nister, nicht abstrakt bleiben. Ich finde es schon 
unglaublich, in welch einen ideologischen Strudel 
die Privatisierungspläne der Bundesregierung ge-
rade deutsche Verkehrsunternehmen gezogen ha-
ben. Die Lufthansa, Schenker, die Reisebüros DER 
und ABR, alles, was gut und teuer ist — will heißen: 
was Gewinne erwirtschaftet —, soll verscherbelt 
werden, damit diese Regierung Kasse machen 
kann. Ohne Rücksicht auf Funktionen und auch 
ohne Rücksicht auf übergreifende Interessen 
scheint diese Bundesregierung von einer Clondike-
Stimmung erfaßt zu sein. Die Reisebüros DER und 
ABR erfüllen im Rahmen der Unternehmenspolitik 
der Deutschen Bundesbahn — das müßte der Ver-
kehrsminister eigentlich wissen — bestimmte klar 
definierte Aufgaben für die Deutsche Bundesbahn. 
Sie sind nämlich Rückgrat des Betriebes der Bahn 
und zugleich Bindeglied zu mehr als 900 überwie-
gend mittelständischen Verkaufsagenturen. Dieses 
wichtige Betriebsnetz für die Deutsche Bundesbahn 
wird durch die Privatisierung zerschlagen, und, was 
ebenso schlimm ist, 900 mittelständische Existen-
zen werden gefährdet. Dies alles nur, damit eine 
fragwürdige Ideologie Triumphe feiern kann. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 
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— Selbstverständlich, Herr Bundesfinanzminister. 
Fragen Sie doch einmal diese DER-Reisebüros, 
diese Agenturen. 

Die Bundesregierung bleibt sich auch in dieser 
Frage treu. Sie ist absolut verläßlich, jedenfalls in 
ihrer unnachahmlichen Art, Fehler in Reihe zu pro-
duzieren. 

Die Privatisierungsabsichten bei der Lufthansa 
sind dafür nur ein weiteres Beispiel. Noch im Au-
gust 1983 hat mir die Bundesregierung auf meine 
Fragen erklärt: „Die Bundesregierung hält an ei-
nem Mindestanteil von 75% fest." Sie stehen hier 
vor wenigen Minuten und erklären: Nein, 55%. Sie 
sind unberechenbar, Sie sind unkalkulierbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier ist über die letzten Monate hinweg ein mitt-
lerweile an wichtigen Entscheidungen eingeübtes 
Trauerspiel zu verfolgen: Der Finanzminister ist für 
etwas, der Kanzler weiß noch nicht, worum es geht, 
Franz Josef Strauß aus München ist — ganz unei-
gennützig?, muß man fragen — dagegen, der Bun-
deskanzler hat sich erzählen lassen, daß die Struk-
tur der Lufthansa nicht verändert werden soll, aus 
Bayern hört man zwischenzeitlich „j a, vielleicht", 
dann doch wieder „nein", und dann wird wieder auf 
eine Absprache mit dem Bundeskanzler hingewie-
sen. Es ist eigentlich ein Vorgang, den man heiter 
finden könnte, wenn da nicht fast 32 000 verunsi-
cherte Lufthanseaten wären, wenn da nicht eine 
international renommierte Fluggesellschaft wäre, 
deren Reputation jeden Tag und mit jeder neuen 
Äußerung aus den Reihen der Regierungskoalition 
ein bißchen mehr Schaden leidet. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Diese Rede schadet der Lufthansa, 

sonst nichts!) 

Es ist nicht so, Graf Lambsdorff, daß die überwie-
gende Anzahl der Luftverkehrsgesellschaften in 
Privatbesitz wäre. Fast 70 Carrier sind im nationa-
len Besitz. Dann muß man doch fragen: Was han-
delt sich diese Bundesregierung eigentlich bei einer 
Privatisierung der Lufthansa ein? Niemand, der die 
Situation der Luftfahrtindustrie kennt, glaubt dar-
an, daß die frei werdenden 20 oder 25% des Aktien-
kapitals in den Händen vieler kleiner Einzelanleger 
zur allgemeinen Vermögensbildung beitragen, wie 
Sie das eben dargestellt haben. Muß man noch fra-
gen: sieht die Bundesregierung bei ihrer Absicht 
auch die Belange der Steuerzahler, die in den letz-
ten Jahren 1,5 Milliarden DM in das Unternehmen 
Lufthansa investiert haben? Sie sind davon ausge-
gangen, daß nicht irgendwem aus vordergründigen 
Motiven einfallen sollte, gerade die Lufthansa an 
Interessengruppen zu verscherbeln. 

Dazu kommt ein Weiteres. Die Bundesregierung 
hat sich bisher als Hauptaktionär bei der Gewinn-
entnahme weise zurückgehalten und damit der 
Lufthansa Räume für Reinvestitionen ermöglicht. 
Der international hervorragende Platz, den diese 
Luftverkehrsgesellschaft genießt, ist auch ein Zei-
chen dafür, daß sich diese Politik ausgezahlt hat. 
Bis heute ist übrigens, Herr Weng, von keinem Pri-
vatisierungsbefürworter überzeugend gesagt wor-

den, welche Vorteile denn überhaupt mit der Priva-
tisierung verbunden sind. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Hätten Sie 
zugehört!) 

Es hätte von Ihnen klar erläutert werden müssen, 
wo diese Vorteile entstehen sollen. Soll etwa die 
Investitionskraft der Unternehmen gestärkt wer-
den? Soll die Konkurrenz- oder Wettbewerbsfähig-
keit verbessert werden? Wollen Sie zusätzliche Ar-
beits- und Ausbildungsplätze schaffen, oder wollen 
Sie die Arbeitsbedingungen verbessern? Nichts 
dazu haben Sie gesagt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben keine dieser Fragen plausibel beantwor-
tet. Hier soll ohne Sinn und Vernunft ein gut ge-
führtes, ein erfolgreiches Unternehmen zerschla-
gen und auf dem Altar einer fragwürdigen Privati-
sierungsideologie geopfert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen, auch die besten Unternehmen sind 
schnell kaputtgemacht. Die Frage ist, was Sie dafür 
eintauschen. Es ist bezeichnend für Ihre Prioritä-
tensetzung, daß Sie in unzähligen Koalitionsgesprä-
chen, Kabinettsitzungen und Telefonaten zwischen 
Bonn und München ungewohnte, für Sie unge-
wohnte Aktivitäten entwickeln. Ich sage Ihnen, die 
Arbeitnehmer in unserem Lande erwarten von Ih-
nen nicht Ideologie, sondern praktische Politik zur 
Sicherung der Beschäftigung. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese hat bei Ihnen jedoch keine Konjunktur. Ich 
sage Ihnen nur: Ändern Sie Ihren Kurs und bringen 
Sie endlich wieder Ruhe in die von Ihnen unnötig 
ins Gerede gebrachten Unternehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Kronenberg. 

(Roth [SPD]: Privatisieren wir jetzt die Kir-
che mit?) 

Dr. Kronenberg (CDU/CSU): Herr Roth, diesen 
Vorschlag müssen Sie woanders machen. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, es war eine gute Idee, diese Aktuelle Stunde 
zu verantstalten. Denn die fundamentalen Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen der Koalition 
und der Opposition wurden deutlich. Das ist für 
eine politische Willensbildung hilfreich. Sie haben 
gehört, daß meine Fraktion die neue Initiative der 
Bundesregierung begrüßt. Wir tun das aus mehre-
ren Gründen. Einige der Gründe möchte ich noch-
mals nennen. 

Erstens. Nach 13jährigem Stillstand in der Ver-
mögens- und Eigentumspolitik haben Bundestag 
und Bundesregierung wieder Bewegung in diese 
Politik gebracht: durch die Privatisierung von Bun-
desbeteiligungen und durch die Verabschiedung 
des Vermögensbildungsgesetzes. Die sozialliberale 
Koalition war unfähig, auch nur einen Schritt auf 
diesem Feld zu tun. Seit die Union in der Regie- 
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rungsverantwortung ist, geht es vermögenspolitisch 
wieder vorwärts. 

Zweitens. Wir begrüßen die Initiative auch, weil 
es neben dem vermögenspolitischen Stillstand eine 
sehr bedenkliche Entwicklung bei den mittelbaren 
und unmittelbaren Beteiligungen des Bundes gege-
ben hat. Von 1970 bis 1982 sind die Beteiligungen 
des Bundes um mehr als ein Drittel gestiegen. Wir 
haben damit Schluß gemacht. Das Produktivkapital 
kommt wieder stärker in die Hände der Bürger 
selbst. Das ist eine bessere Politik als die Politik der 
Staatsverschuldung in den 13 Jahren zuvor. 

Drittens. Wir begrüßen diese Privatisierungsini-
tiative, weil sie vorsieht, daß die Möglichkeiten des 
Vermögensbildungsgesetzes und der steuerlichen 
Förderung für das Angebot von Belegschaftsaktien 
genutzt werden können. Das ist im Kabinettsbe-
schluß nachzulesen. Wir legen Wert auf diese Ver-
klammerung von Vermögensbildung in breiten 
Schichten mit der Privatisierung von Bundesbeteili-
gungen, weil wir uns an dem Bild der Sozialen 
Marktwirtschaft orientieren. Sie Soziale Marktwirt-
schaft hat eine möglichst breite Streuung des Pro-
duktivkapitals zum unverzichtbaren politischen 
Ziel. 

Viertens. Wir begrüßen die Initiative der Bundes-
regierung schließlich auch wegen der Möglichkei-
ten, die uns die Veräußerungserlöse, soweit sie beim 
Bund überhaupt anfallen, politisch eröffnen. Herr 
Esters, ich gehe nochmals auf diese Frage ein. Die 
Veräußerungserlöse können dazu beitragen, andere 
Bundesunternehmen zu sanieren, damit auch sie 
privatisierungsfähig werden. Sie können zur Förde-
rung der Innovationskraft privater Unternehmen 
sowie zur Förderung von Programmen zur Exi-
stenzgründung eingesetzt werden. Sie tragen aber 
nicht zuletzt auch zur Verringerung der Neuver-
schuldung des Bundes bei. Das ist sichtbarer Aus-
druck einer Wende in der Wirtschaftspolitik. 

(Beifall des Abg. Dr. Riedl [München] 
[CDU/CSU]) 

Der Vorwurf der SPD, wir würden mit der Privati-
sierung durch Finanzierungstricks nur Kasse ma-
chen, ist nichts als ein absurdes Theater. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kasse gemacht haben die Matadore der Staatsver-
schuldung in der SPD. Wir aber ermöglichen eine 
Vermögensbildung für alle. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Mein Gott!) 

Damit verfolgen wir nicht nur ein altes politisches 
Ziel der Union, sondern da, Herr Roth, greifen wir 
tatsächlich auf Vorstellungen zurück, die in beiden 
Kirchen seit vielen Jahrzehnten vertreten worden 
sind. Es wäre gut, wenn sich die SPD-Fraktion ge-
rade auch diesen gesellschaftspolitischen Überle-
gungen aus den beiden Kirchen mehr öffnen könn-
te. Georg Leber und Philipp Rosenthal haben das zu 
ihrer Zeit getan. Aber diese Männer der alten Sozi-
aldemokratie haben offensichtlich in den Reihen 
der heutigen SPD-Fraktion keine Nachfolger gefun-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fünftens. Wir begrüßen diese Initiative auch aus 
verteilungspolitischer Sicht. Wir treten für eine 
langfristige Veränderung der Vermögensverteilung 
ein, damit sich auch das Einkommen aus Kapital-
vermögen personell auf breitere Schichten verteilt. 
Eine breitere Vermögensverteilung verändert die 
Einkommensverteilung. Daher appellieren wir 
heute wiederum an die Tarifpartner, die Möglich-
keiten des Vermögensbildungsgesetzes im Zusam-
menhang mit den geplanten Privatisierungen mehr 
und besser zu nutzen. Auch die IG Metall wäre gut 
beraten, sich in dieser Weise vermögenspolitisch zu 
engagieren, statt Vorschläge zur Vergesellschaf-
tung der Stahlindustrie aus der Mottenkiste des 19. 
Jahrhunderts zu holen. 

Sechstens. Nicht zuletzt begrüßen wir die Initia-
tive der Bundesregierung auch deswegen, weil sie 
den Kolleginnen und Kollegen der FDP-Fraktion 
die Möglichkeit gab, diese Aktuelle Stunde zu bean-
tragen. Das konnten diese Kollegen 13 Jahre lang 
nicht tun. Wir freuen uns mit ihnen, daß das heute 
möglich ist. So wandelt sich, Graf Lambsdorff, 
unser früheres Mitleid zu unserer heutigen Mit-
freude. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe leider das Gefühl, die Regie-
rungskoalition inszeniert hier ein ganz großes Ab-
lenkungsmanöver. Dies sind nicht die eigentlichen 
Probleme, die die Menschen draußen bedrücken. 
Das, worüber wir hier reden, ist nicht relevant, son-
dern es geht um die Verringerung der Arbeitslosig-
keit. Davon wird bei Ihnen überhaupt nicht gespro-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will ganz ehrlich sagen: Auch ich bin der An-
sicht, daß es Unternehmen im öffentlichen Besitz 
geben kann, die nach sorgfältiger Prüfung wieder in 
private Hand überführt werden müssen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Unland [CDU/CSU]) 

Es ist gar keine Frage: Das ist notwendig, und das 
kann richtig sein. 

Aber hier wird von Privatisierung gesprochen, 
und es wird nur abgelenkt. Es wird nämlich über-
haupt nicht privatisiert, Herr Bundesfinanzmini-
ster, sondern es wird lediglich der Anteil der öffent-
lichen Hand ein bißchen verringert. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Sie möchten 
dafür mehr!) 

Sie behalten stets eine Schachtelbeteiligung oder 
eine Mehrheitsbeteiligung. Insofern ist das ein gro-
ßes Affentheater, was hier inszeniert wird. 

(Beifall bei der SPD — Wieczorek [Duis-
burg] [SPD]: Der verscherbelt Vermögen!) 
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Dr. Jens 
Ich halte meinen Vorwurf aufrecht: Es wird ledig-

lich Kasse gemacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Geld, das hierdurch hereinkommt, wird dazu 
benutzt, um die Kreditaufnahme zu reduzieren. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: So ist es!  — 
Dr.  Solms [FDP]: Sie hätten Schulden ge

-

macht!) 

Es hätte zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit be-
nutzt werden müssen. Es hätte zur Ausweitung des 
Risikokapitals in der deutschen Wirtschaft benutzt 
werden können. Wir könnten auf diese Art und 
Weise mehr Existenzen schaffen. 

Ich erwarte von dieser Regierung immer noch, 
daß endlich ein vernünftiges Modell zur überbe-
trieblichen Vermögensbeteiligung vorgelegt wird. 
Doch auch auf diesem Felde passiert Ihrerseits 
nichts. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sie ha

-

ben 13 Jahre Zeit gehabt!) 

Meine Damen und Herren, reden Sie doch nicht 
immer von Ordnungspolitik. Es ist doch im Grunde 
in einer marktwirtschaftlichen Ordnung sekundär, 
ob ein Unternehmen im genossenschaftlichen Be-
sitz ist, im staatlichen Besitz, im gemeindlichen Be-
sitz oder im privaten Besitz. Ganz entscheidend ist 
es in dieser Ordnung, daß der Wettbewerb funktio-
niert, daß der Wettbewerb effektiv ist. Auf diesem 
Felde tun Sie leider ebenfalls nichts. 

Wir Sozialdemokraten haben einen Antrag vorge-
legt. Er enthält eine Verbesserung, eine Verschär-
fung der Fusionskontrolle. Eine Entflechtungsrege-
lung muß her. Bitte, Sie haben die Gelegenheit: Tun 
Sie etwas für die marktwirtschaftliche Ordnung, 
stimmen Sie diesem Antrag der Sozialdemokraten 
zu. Das wäre in der Tat eine gute Leistung. Das 
wäre ein Beitrag zur marktwirtschaftlichen Ord-
nung. 

(Beifall bei der SPD — Eigen [CDU/CSU]: 
Ihr hattet 13 Jahre die Möglichkeit!) 

Hier wird immer von der VEBA gesprochen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
VEBA hat sich dadurch hervorgetan, daß sie kleine 
und mittlere Unternehmen massenweise aufge-
kauft hat. Wenn Sie wirklich etwas für die Markt-
wirtschaft tun wollten, dann müßten Sie als Eigen-
tümer der VEBA dafür sorgen, daß diese kleinen 
und mittleren Unternehmen wieder in die Freiheit 
entlassen werden. Das wäre ein sinnvoller Beitrag 
zur Förderung dieser Ordnung, in der wir nun ein-
mal leben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]) 

Wir geben Ihnen das Instrument an die Hand. 
Stimmen Sie unserem Antrag zu; dann hätten wir 
eine sinnvolle Entflechtungsregelung. Wenn ein Un-
ternehmen dafür in Frage käme, dann wäre es aus 
meiner Sicht die VEBA. Wenn wir das täten, hätten 
wir mehr zur Verbesserung dieser Ordnung getan 
als durch Ihre lächerliche Privatisierungskam-
pagne. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Uldall. 

Uldall (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Zunächst zu Herrn Daubertshäuser, 
der Schaden vermutete, wenn man über eine Priva-
tisierung der Lufthansa spricht. Wie falsch diese 
These ist, Herr Daubertshäuser, sehen Sie an der 
British Airways. Dieses Unternehmen hat sich in 
den vergangenen Jahren aus einer tiefen Verlust-
zone zu einem profitablen Unternehmen hochgear-
beitet — und das, obwohl dieses Unternehmen Pri-
vatisierungskandidat Nummer eins in Großbritan-
nien ist. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die Luft-
hansa macht doch Gewinne!) 

Halten Sie sich nicht an solchen Nebensächlich-
keiten auf, sondern kommen Sie zu dem eigentli-
chen Punkt, in dem wir uns unterscheiden, Herr 
Kollege Wieczorek. Es geht doch nicht um die Fra-
ge, wie die Verkaufserlöse verwendet werden sol-
len, die Herr Esters so in den Mittelpunkt gestellt 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Doch, auch!) 

Es geht doch nicht um die Frage, ob verlustbrin-
gende Unternehmen oder gewinnbringende Unter-
nehmen verkauft werden sollen, die Herr Roth in 
den Mittelpunkt stellte. Es geht auch nicht um den 
Punkt, den Herr Jens angesprochen hat, wieviel 
Prozent von einem Unternehmen verkauft werden 
sollen. 

Der Kernpunkt, bei dem wir uns unterscheiden, 
lautet: Sie wollen mehr Staat, und wir wollen weni-
ger Staat. Das ist der Kernunterschied zwischen 
uns, und dazu sollten Sie sich bekennen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie wollen 
Reibach machen!) 

Wenn man aber den Nebel beiseite schiebt, der in 
dieser Debatte verbreitet worden ist, kann man nur 
die Feststellung treffen, daß dieses Privatisierungs-
programm, das gestern vorgelegt worden ist, ein 
bisher nicht erreichtes Ausmaß hat. Das gilt sowohl 
hinsichtlich des DM-Wertes der Privatisierungs-
maßnahmen wie auch für die Anzahl der betroffe-
nen Unternehmen. Eine grobe, überschlägige Rech-
nung zeigt, daß dieses Paket ein Volumen von etwa 
2 Milliarden DM umfaßt. Wenn man das zu dem 
addiert, was bereits im Rahmen der VEBA-Privati-
sierung realisiert worden ist, ergibt sich insgesamt 
ein Wert von rund 3 Milliarden DM. Bei der Privati-
sierung in den 50er Jahren wurde jeweils immer 
nur ein einzelnes Unternehmen privatisiert. Hier 
sprechen wir gleich über ein ganzes Dutzend von 
Unternehmen, an dem parallel gearbeitet wird. 

Das sind konkrete Schritte zur Entstaatlichung, 
die wir hiermit vorgenommen haben. Deswegen 
sage ich, Graf Lambsdorff und Herr Weng: Wer in 
den vergangenen 13 Jahren mit die Verantwortung 
dafür getragen hat, daß es in der Privatisierungspo-
litik nicht vorangegangen ist, der hat heute nicht 
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Uldall 
das Recht, von „Päckchen" oder von „Schnecken" zu 
sprechen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich gehe davon aus, daß die hinsichtlich der Pri-
vatisierung der Lufthansa zu klärenden Probleme 
alle gelöst werden können. Keines der genannten 
Argumente gegen die Privatisierung des weiteren 
Lufthansa-Anteils ist so gravierend, daß daran der 
Verkauf dieses Anteils scheitern dürfte. Die Gefahr 
einer Überfremdung dieser Gesellschaft kann aus-
geschaltet werden durch die Zwischenschaltung ei-
ner Holding; das haben wir ja z. B. bei Mercedes 
erlebt. 

Auch die Scheinargumente gegen die Privatisie-
rung der übrigen Gesellschaften, die vorgebracht 
wurden, können von Ihrem Haus, Herr Minister, 
meine ich, ohne große Probleme widerlegt werden. 
Wir sagen Ihnen, Herr Minister Stoltenberg, bei der 
Durchsetzung dieser Konzeption die Unterstützung 
unserer Fraktion zu. Wir erwarten, daß Sie sich 
dem Druck gegen die Privatisierung einzelner Un-
ternehmen nicht beugen, sondern daß diese Kon-
zeption, wie von Ihnen vorgesehen, bis zum 
31. März 1987 realisiert wird. Damit erfolgt eine wei-
tere Verbesserung der Rahmendaten unserer 
Marktwirtschaft. Wir werden deswegen alles tun, 
um diesem Privatisierungskonzept zu einem Erfolg 
zu verhelfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Herr Kollege 
Uldall, wir werden natürlich kritisieren. Wir haben 
ja diese Regierung u. a. deshalb mit herbeigeführt, 
weil bestimmte Dinge in der alten Koalition nicht 
gingen. Wir wollen jetzt versuchen, sie durchzuset-
zen. Und nun wollen wir das mal zusammen tun. 

Im übrigen nehme ich mit Interesse zur Kennt-
nis, Herr Bundesfinanzminister: Der Brief des Kol-
legen Zimmermann vom 25. Januar 1985 — alt? — 
ist überholt. Das ist wichtig. Danke schön. 

Herr Daubertshäuser, wir sollten uns über Ein-
zelheiten der Lufthansa erst unterhalten, wenn ein 

Vorschlag auf dem Tisch liegt. Im Augenblick 
macht das wenig Sinn. Ich begrüße es, daß der Bun-
desfinanzminister gesagt hat, er strebt 55 % an. 

Natürlich gibt es hier deutliche Unterschiede zwi-
schen der Auffassung der Liberalen und der Sozial-
demokraten. Die hat es auch früher gegeben. Man-
che Dinge konnten wir nicht gemeinsam machen. 

Wenn hier jemand sagt, Ordnungspolitik sei Ideo-
logie, dann sage ich mit Herrn Jens: Wettbewerb ist 
das Entscheidende, aber es ist eben nicht gleichgül-
tig, wer Eigentümer eines Unternehmens ist. Der 
Mittelständler, der mit einem Staatsbetrieb zu kon-
kurrieren hat, dessen Verlust immer vom Finanzmi-
nister ersetzt wird, wird diese Position nicht unter-
schreiben. 

Wir sind für Wettbewerb. Wir sind für Marktwirt-
schaft. Über das Thema Fusionskontrolle muß man 
sich zu gegebener Zeit unterhalten. Nur, behandeln 
Sie bitte die Entflechtung nicht als ein Allheilmittel. 
In den VEBA-Fällen, die Sie genannt haben, wird 
sie niemals zum Zuge kommen. Ich bitte um ge-
nauere Überprüfung. Das kann nicht funktionieren. 
Aber wir meinen, daß hier über mehr Wettbewerb 
mehr Chancengleichheit gerade für die kleineren 
und mittleren Betriebe, die privaten Teilnehmer an 
unserem Wirtschaftsleben die Positionen geschaf-
fen werden müssen, die wir brauchen, um zu mehr 
Beschäftigung zu kommen. Privatisierung, Abbau 
von Subventionen, diese Dinge haben Bedeutung 
für eine Wirtschaft, in der es auch wieder mehr 
Beschäftigung gibt. Deswegen reden wir nicht über 
die Nebensache, sondern durchaus über das Zen-
trum einer marktwirtschaftlichen Politik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Schluß unserer heutigen Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 28. März, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.50 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Ergänzende Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Zusatzfrage 
des Abgeordneten Toetemeyer (SPD) (Drucksache 
10/2987 Frage 73, 126. Sitzung, Seite 9290): 

Ihre Zusatzfrage bezüglich der von Ihnen er-
wähnten Quelle „Domingo" beantworte ich wie 
folgt: 

„Domingo" ist eine in Mosambik erscheinende 
Sonntagszeitung, die der mosambikanischen Regie-
rung nahesteht. In der Ausgabe vom 16. Dezember 
1984 wurde ein Interview mit dem RNM-Überläufer 
Constantino Reis veröffentlicht. In diesem Inter-
view hat Herr Reis u. a. die von Ihnen angeführte 
Zusammenkunft des „Nationalrats" der RNM er-
wähnt. 

Ich gehe davon aus, daß sich die Zeitung nicht 
notwendigerweise mit allen Feststellungen des In-
terviews identifiziert. Der Bundesregierung liegen 
jedenfalls keine Informationen vor, die die Richtig-
keit dieser Angaben bestätigen können. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Riedl (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3067 Fragen 14 und 15): 

Wie viele Bundesmittel für sogenannte größere Bauvorha-
ben der Titelgruppe 712 aus den Bundeshaushalten 1982, 
1983 und 1984 sind als Ausgabereste in Abgang gestellt und 
damit der deutschen Bauwirtschaft entzogen worden? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß mit ei-
ner vollen Inanspruchnahme der vom Parlament bewilligten 
Baumittel durch den Bund ein nicht unwesentlicher Beitrag 
zur Bewältigung der bekanntermaßen großen Schwierigkei-
ten in der deutschen Bauwirtschaft hätte geleistet werden 
können, und warum wurde diese Möglichkeit nicht genutzt? 

Aus der Bildung oder Inabgangstellung von Aus-
gaberesten bei Titeln der Gruppe 712 kann nicht 
gefolgert werden, daß weniger Aufträge an die Bau-
wirtschaft vergeben wurden. Allenfalls läßt sich 
hieraus schließen, daß bei Ausführung und Abrech-
nung der als Einzelvorhaben veranschlagten Bau-
maßnahmen zum Teil Verzögerungen eingetreten 
sind. 

Denn die Inabgangstellung von Ausgaberesten 
hat aus den nachfolgenden Gründen für die Bau-
wirtschaft keine Bedeutung: Die Aufträge für grö-
ßere Baumaßnahmen werden nämlich regelmäßig 
aufgrund von Verpflichtungsermächtigungen er-
teilt. Die Ausgabeansätze zeigen daher lediglich an, 
bis zu welcher Höhe im Haushaltsjahr Zahlungen 
für bereits erteilte Bauaufträge voraussichtlich zu 
leisten sind. Werden solche Zahlungen erst im näch-
sten Haushaltsjahr fällig, können sie aufgrund von 
Ausgaberesten bewirkt werden. Soweit die Ausga- 
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ben im nächsten Haushaltsplan in erforderlicher 
Höhe erneut veranschlagt worden sind, werden die 
entsprechenden Ausgabereste in Abgang gestellt, 
weil sie dann zur Erfüllung fälliger Zahlungen ent-
behrlich sind. 

Die Höhe der in Abgang gestellten Bundesmittel 
bei den Titeln der Gruppe 712 ließe sich vom Bun-
desministerium der Finanzen nur mit einem unver-
hältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand feststel-
len; denn die Bildung und Inabgangstellung von Re-
sten geschieht in Eigenverantwortung der Ressorts 
ohne Beteiligung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen. Es kann sich aber um kein erhebliches 
Finanzvolumen handeln, da sich die jährlichen Min-
derausgaben bei den Titeln der Gruppe 712 in den 
letzten Jahren nur auf durchschnittlich 0,1 Milliar-
den DM beliefen und erfahrungsgemäß nur ein ge-
ringer Teil der Minderausgaben in Abgang gestellt 
wird. 

Im übrigen ist die Bundesverwaltung schon im 
eigenen Interesse bestrebt, daß die von ihr beab-
sichtigten und durch den Haushaltsplan parlamen-
tarisch gebilligten Bauvorhaben nach Vergabe zü-
gig in Auftrag gegeben und ausgeführt werden. 
Diese Zielsetzung entspricht auch dem Interesse 
der Bauwirtschaft. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) (FDP) 
(Drucksache 10/3067 Fragen 16 und 17): 

Wann gedenkt die Bundesregierung, ihr Privatisierungs-
konzept abschließend im Kabinett zu behandeln? 

Ist die Bundesregierung mit der FDP der Auffassung, daß 
die Prüfaufträge im Privatisierungskonzept des Bundesmini-
sters der Finanzen das Ziel haben, die Privatisierung der auf-
geführten Unternehmen möglichst durchzuführen? 

Zu Frage 16: 

Das Bundeskabinett ist am 26. März 1985 mit den 
Vorschlägen des Bundesministers der Finanzen be-
faßt worden. 

Zu Frage 17: 

Die in der Vorlage des Bundesministers der Fi-
nanzen im einzelnen. aufgeführten Prüfaufträge 
sind vom Bundeskabinett erteilt worden. Sie wer-
den sachgerecht durchgeführt. 

Erst danach kann allerdings eine endgültige Ent-
scheidung getroffen werden. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) (Drucksache 
10/3067 Fragen 18 und 19): 

Mit welchen finanziellen Anreizen kann der Käufer von 
abgasentgifteten Kraftfahrzeugen und der Kraftfahrzeughal-
ter bei einer entsprechenden Umrüstung rechnen? 

Wie wird steuerlich mit Kraftfahrzeugkäufern und Kraft-
fahrzeughaltern verfahren, die sich im Vertrauen auf die von 
der Bundesregierung fest versprochenen Steueranreize ein 
umweltfreundliches Auto gekauft bzw. umgerüstet haben, 
wenn die Bundesregierung ihre steuerlichen Pläne zur För-
derung des abgasarmen Autos wieder ändert? 

Nach wie vor sollen nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung schadstoffarme und umgerüstete 
Pkw durch einen steuerlichen Anreiz gefördert wer-
den. Es ist jedoch davon auszugehen, daß im Hin-
blick auf die Haltung unserer Partner in der EG 
sowie der Kommission hinsichtlich des Umfanges 
der Förderung Änderungen vorgenommen werden 
müssen. Mit der EG-Kommission finden in den 
nächsten Tagen noch Verhandlungen statt über die 
genaue Höhe der steuerlichen Förderung. Ich bitte 
um Verständnis, daß ich, solange diese Verhandlun-
gen noch nicht abgeschlossen sind, über Einzelhei-
ten und die Höhe der steuerlichen Anreize keine 
Angaben machen kann. 

In jedem Fall werden aber auch diejenigen, die 
bereits einen schadstoffarmen Pkw angeschafft ha-
ben, eine steuerliche Förderung erhalten, wenn die 
Bundesregierung ihre Pläne mit Rücksicht auf die 
Mitgliedstaaten der EG anpassen muß. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Hedrich (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3067 Fragen 25 und 26): 

Aus welchen Gründen beabsichtigt die Bundesregierung, 
einen zuungunsten des Landkreises Soltau-Lüneburg verän-
derten Kostenteilungsschlüssel in Zukunft bei Neubau- und 
Sanierungsmaßnahmen der Straßen im Gebiet des Soltau-
Lüneburg-Abkommens, d. h. im Bereich des Soltau-Lüne-
burg-Manövergebietes, zugrunde zu legen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die bisher gewährten 
Mittel für die Anschaffung und Unterhaltung der wegen der 
erhöhten Waldbrandgefahr in Manövergebieten erforderli-
chen zusätzlichen Feuerwehrfahrzeuge im Soltau-Lünebur-
ger Manövergebiet zu streichen? 

Zu Frage 25: 

In entsprechender Anwendung des Artikels 23 
des Gesetzes zum NATO-Truppenstatut erstattet 
der Bund im Bereich des Soltau-Lüneburg-Abkom-
mens dem Träger der Straßenbaulast die durch den 
militärischen Verkehr entstehenden notwendigen 
Mehrkosten für den Ausbau oder die Unterhaltung 
der Straßen. Die Höhe dieser Mehrkosten richtet 
sich nach dem Umfang des Militärverkehrs, der auf 
den einzelnen Straßen unterschiedlich ist und je-
weils gesondert ermittelt werden muß. Im Interesse 
einer Verwaltungsvereinfachung wird angestrebt, 
für Gruppen von gleichgelagerten Fällen die Ko-
stenbeteiligung nach einheitlichen Kostenschlüs-
seln zu regeln. Die erforderlichen Ermittlungen 
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werden im Auftrag des Bundesministers für Ver-
kehr von der Niedersächsischen Straßenbauverwal-
tung durchgeführt und sind noch nicht abgeschlos-
sen. 

Zu Frage 26: 

Der Bund wird — wie seit Jahren — für die An-
schaffung von Feuerwehrfahrzeugen und den Bau 
von Feuerwehrgerätehäusern im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Mittel Zuwendungen gewäh-
ren. 
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